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Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Sehr geehrte Damen und Herren, liebe 

Gäste, ich darf Sie herzlich begrüßen zu unserer Sachverständigenanhörung  zum 

Thema Europäischer Haftbefehl. Ich danke den fachkundigen Sachverständigen, 

dass Sie unserer Einladung gefolgt sind. Wir haben uns darauf verständigt, dass 

jeder Sachverständige die Möglichkeit hat, ein kurzes Statement von ca. 5 min 

abzugeben, anschließend werden wir in die Fragerunden eintreten. Ich schlage vor, 

dass wir der Reihenfolge nach beginnen, und mit Ihnen, Herr Dr. Ahlbrecht 

anfangen. Herr Dr. Ahlbrecht ist vorgeschlagen von der Fraktion Bündnis 90/DIE 

GRÜNEN, Rechtsanwalt aus Düsseldorf.  

 

SV Dr. Heiko Ahlbrecht: Ich bedanke mich für die Einladung und die Worterteilung 

Herr Vorsitzender. Mein Statement fällt relativ kurz und knapp aus. Es gibt zwei 

positive Bemerkungen, die ich zu diesem Entwurf machen kann. Zum einen die 

Regelung des § 83a IRG-E; diese fällt positiv aus, weil dort eine Muß-Vorschrift 

etabliert worden ist. Es geht um die Vollständigkeitendokumentation der 

Auslieferungsunterlagen. Positiv ist weiterhin, das habe ich in mein Kurzstatement 

jedoch nicht mit aufgenommen, weil ich mich dort lediglich auf die Kritik beschränkt 

habe, dass in den Auslieferungsfällen nach dem gegenwärtigen Gesetzentwurf die 

alte Regelung beibehalten wird, die eine recht strikte Regelung ist und mit denen, 

wenn ich richtig gesehen habe, auch die Oberlandesgerichte sehr gut zurecht 

gekommen sind. Ich habe mir auf dem Weg hierher noch mal die ca. 80 - 90 

Entscheidungen hierzu angesehen. Einer der Negativpunkte, der mir noch 

aufgefallen ist, ist die fehlende Verhältnismäßigkeitsregelung, die meines Erachtens 

aufgenommen werden sollte. Ich habe dafür eine Entscheidung des OLG Bamberg 

vom 9. Februar 2005 herangezogen. Demnach ist ein Deutscher nach Litauen 

ausgewiesen worden, weil er seine Unterhaltspflicht in Höhe von ca. 5.000,00 € 

verletzt haben soll. Das wäre eine der Konstellationen, bei welcher ich 

Bauchschmerzen bekäme. Zweiter Beispielfall ist die Auslieferung eines Litauers 

nach Litauen, der, so der Europäische Haftbefehl, betrunken ein Nokiahandy im Wert 

von knapp 100,00 € entwendet haben soll. Das kann auch einem Deutschen 

passieren, weshalb gegebenenfalls auch gegen einen Deutschen um eine solche 

Auslieferung ersucht werden könnte. Ich möchte dafür werben, dass der 

Verhältnismäßigkeitsgrundsatz beachtet und eingeführt wird und schließe mich den 

Ausführungen des Herrn Klaus Böhm in seinem Skript an, dass dies in § 73 noch mit 
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zu integrieren ginge. Dann noch zwei Punkte: Die beiden zentralen Vorschriften sind 

in meinen Augen völlig misslungen. Und zwar geht es darum, dass die 

Bewilligungsentscheidung grundsätzlich unanfechtbar bleiben soll. Dadurch gewinnt 

man nichts. Es findet nur eine Verlagerung statt, das heißt, der Verfolgte bekommt 

noch einen Richtervorbehalt, das OLG kann, nach meinem Verständnis der Norm, 

aber nur Ermessensfehler prüfen. Und das ist meines Erachtens nicht ausreichend. 

Ich bezweifle auch ganz stark, dass das Bundesverfassungsgericht ernsthaft der 

Auffassung ist, dass man, im Hinblick auf die Rechtsschutzgarantie und die 

Rechtswegeröffnung, sich dort nur auf die fakultativen Bewilligungshindernisse 

fokussiert hat. Die Norm wirft auch viele Fragen auf: Handelt es sich um eine 

Vorentscheidung, oder ist es eine angekündigte Entscheidung oder ist es eine 

Erstentscheidung, der noch eine zweite Entscheidung folgt? Das sind Fragen über 

Fragen. Richtig schwierig, und da sind sich - glaube ich - alle Sachverständigen 

einig, so wie ich das aus den bisherigen Stellungnahmen zumindest entnommen 

habe, ist § 80 IRG-E. Durch diesen Paragrafen kann man kaum durchsteigen. Das ist 

eine Vorschrift, die unverständlich ist. Die Abgrenzung zwischen Inlands,- Auslands- 

und so genannten Mischfällen ist völlig unklar. Man fragt sich zum einen, was ein 

maßgeblicher Bezug zum In- oder Ausland ist und wann eine Tat in wesentlichen 

Teilen im In- oder Ausland begangen ist. Völlig unmöglich ist meines Erachtens, was 

dann auch mein letzter Satz zu § 80 IRG-E ist, dass man einen Tatort mit 

Abwägungskriterien bestimmen kann oder gar anders interpretieren darf. Was ist das 

für eine Vorschrift, in der drin steht, dass man den Begehungsort im Wege einer 

Abwägung zwischen praktischen Erfordernissen und Möglichkeiten einer effektiven 

Strafverfolgung bestimmen möchte? Auf der anderen Seite aber wiederum die 

grundrechtlich geschützten Interessen des Verfolgten Berücksichtigung finden 

sollen? Und insgesamt sollen auch noch die mit der Schaffung eines Europäischen 

Rechtsraumes verbundenen Ziele berücksichtigt werden. So geht es nicht! 

Dankeschön. 

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Vielen Dank. Jetzt hat das Wort Herr 

Professor Dr. Albrecht, Johann-Wolfgang-Goethe-Universität Frankfurt a. M., Institut 

für Kriminalwissenschaften und Rechtsphilosophie. 
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SV Prof. Dr. jur. Peter-Alexis Albrecht: Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren, 

ich beschränke mich in diesem kurzen Statement auf einige prinzipielle 

Einwendungen und Erwägungen, weil die übrigen Kollegen auf dieser Bank noch 

genug Detailliertes sagen werden. Ich will einfach nur um Verständnis werben, 

warum es eine kritische Strafrechtswissenschaft gibt, die sich zunehmender 

Beliebtheit erfreut, die den Hauptvorhalt in die Richtung gehen lässt, dass das Pferd 

von hinten aufgezäumt wird, wenn man es denn überhaupt aufzäumen kann. Das 

heißt, die Entwicklung des Europäischen Strafrechts geht so vor, dass wir sagen, es 

wird durch die Hintertür Strafrecht in das Europäische Recht hinein transportiert, 

obwohl es durch die Vordertüre gehen müsste. Im Moment geht der Prozess 

ausschließlich hinten herum, mit den Argumenten, es würde ja nur Verfahrensrecht 

für die einzelnen Länder geregelt werden. Dies ist aber nur auf dem ersten Blick so. 

Diese Verfahrensnormen nennen wir einen Rechtstypus neuer Art, der durch 

Verklammerung entsteht. Das heißt, die Bezugnahme auf den Katalog der EU, 

welcher eher einem Sammelsurium an Straftaten gleicht, der in ein Potpourie oder in 

eine Talkshow passt, als dass er in ein nach Art. 103 Abs. 2 GG präzise formuliertes 

Regelungswerk gehört. Auf der einen Seite zieht sich der Gesetzgeber an dieser 

Stelle zurück und sagt, dass es sich hierbei um EU-Recht handele, worum er sich 

nicht kümmere, aber in dem Moment, wo man das EU-Recht verfahrensmäßig 

verklammert, entsteht dieser neue Rechtstypus, der von uns mit Besorgnis 

angesehen wird, da so durch die Hintertür doch materielles Recht produziert wird, 

nämlich ein EU-Recht, was gar keins ist. Ich darf Ihnen am Beispiel der 

Tötungsdelikte kurz verdeutlichen, warum wir diese Bedenken haben. Bei diesen, so 

steht es hier im Katalog, ist beispielsweise der Versuch des Suizids oder auch die 

Beihilfe dazu in diversen europäischen Ländern strafbar. Es wird also einem 

Deutschen, der jemandem im Ausland beim Suizid hilft, passieren, dass er dorthin 

ausgeliefert wird. Er muss sogar, wenn er hinterher zurück überstellt wird, wegen 

dieser Straftat in der Bundesrepublik Deutschland einsitzen. Das ist ein Ding, dass 

kann man noch nicht mal einem Studenten erklären, der Bevölkerung vielleicht nur, 

weil sie es nicht versteht. Es ist ein Unding, als Gesetzgeber für so etwas die Hand 

zu reichen, weil wir hinterher nur Probleme haben werden. Nun wird gern gesagt, 

das ist so selten, im Grunde geht’s schon. Die meisten Delikte - wie Raub und 

Vergewaltigung - sind die, die uns interessieren. Aber wir haben die Aufgabe die 

europäische Öffentlichkeit zu überzeugen, dass wir was Richtiges machen. Und 
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darum meine ich, dass man nicht zu viele Rechtsprinzipien für das Ziel der 

Europäischen Einheit aufgeben sollte. Aber das ist unsere Sorge. Dieses eben 

genannte Beispiel verdeutlicht, dass unserem Hauptprinzip, nämlich dem Prinzip der 

Strafgesetzlichkeit, welches sich am strikten Artikel 103 Abs. 2 GG orientiert und zur 

Folge hat, dass Normen präzise, klar und freiheitssichernd zu definieren sind, nicht 

genügend Rechnung getragen wird. Durch diese Verklammerung von EU-Katalog-

Recht und nunmehr deutschem Verfahrensrecht entsteht dieser neue Rechtstypus, 

der, das ist meine These, sehr wohl den deutschen Grundrechten zur Beurteilung 

unterliegt. Man kann nicht sagen, das ist doch nur Verfahrensrecht und deshalb gelte 

der Art. 103 GG nicht. Wir meinen, dass man das berücksichtigen müsse. Das als 

grundsätzlicher Einwand. Wenn ich Ihnen noch einen grundsätzlicheren nennen darf, 

wir haben einfach Angst, dass diese Art von Strafrechtsgewinnung, die im Moment in 

Europa absehbar ist, uns zu einem Prinzip führt, dass ihnen vielleicht heilig sein 

sollte, nämlich die Verletzung des Demokratieprinzips. Und das ist was 

Entscheidendes. Falls Sie wissen, und das wissen Sie natürlich, dass diese Normen 

durch den Europäischen Rat ins Gespräch gebracht wurden und das EU-Parlament 

lediglich eine Anhörung dazu über sich ergehen ließ, dann ist es eigentlich an dem 

europäischen Wählervolk vorbei gelaufen. Und der Bundestag, also Sie entscheiden 

nicht nur über das Ob dieses Rahmenbeschlusses, sondern auch über das Wie, also 

auch über marginale Veränderungen die das Bundesverfassungsgericht noch 

aufgegeben hat. Und das bezeichnen wir als elementares Demokratiedefizit dieses 

Prozesses europäischer Strafgesetzgebung. Ich bitte Sie, das auch genau so zu 

sehen. Nicht, dass ich jetzt dieses Gesetz hier wieder „klein rede“ und die 

Wissenschaft will ja sowieso alles besser wissen, sondern es geht uns um dieses 

Anliegen, wenn man Europäische Einigung herbeiführen will mit Hilfe strafrechtlicher 

Prozessnormen, die man angleichen will, dann muss man es demokratisch sauber 

machen. Und das wäre unser Anliegen dieses zu verdeutlichen. Im Ergebnis ist also 

mein erstes Hauptanliegen die Verletzung des Demokratieprinzips. Und Zweitens 

liegt mir die Verletzung des Prinzips begrenzte Ermächtigung am Herzen, was die 

Folge des neuen Rechtssystems der Verklammerung ist. Grundsätzlich ist es 

nämlich ausschließlich Sache des nationalen Gesetzgebers, neues Strafrecht zu 

implementieren, und nicht Sache der EU. Dieses Recht haben wir als Wahlvolk  nicht 

an den Europäischen Gesetzgeber abgegeben. Da dies aber nun gleichwohl 

passiert, ist damit dieses Prinzip begrenzte Ermächtigung aus meiner Sicht nicht 
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mehr gewahrt. Und nun meine letzten Worte zum Gewaltenteilungsprinzip. Uns stört 

und sorgt insbesondere auch, dass der Europäische Gesetzgeber ausschließlich die 

Exekutive im Blick hat und die unabhängige dritte Gewalt, die Legislative, außen vor 

bleibt. Ein simpler Richter vor Ort soll diesem ganzen Apparat Europäischer 

Rechtsentwicklung noch standhalten, das kann er aber nicht. Und das ist schlecht. 

Die EU mit ihrem Europäischen Gerichtshof kann prinzipielle Dinge aufgreifen, aber 

kann im Einzelnen keinen Rechtsschutz bieten, das heißt, es findet hier auch eine 

Implementation von Strafrecht statt, die die dritte Gewalt, das wichtigste, was in der 

Gewaltenteilung aus meiner Sicht zu pflegen ist, völlig unberücksichtigt lässt. Der 

Herr Verfassungsrichter Broß hat in sein Votum hineingeschrieben, dass das 

Subsidiaritätsprinzip verletzt ist, was auch meine Auffassung ist. Denn ich meine, 

dass Dinge, die hier zu regeln sind, auch mit nationalem Recht geregelt werden 

können; sie sind mithin gar nicht Sache der Gemeinschaft. Das sind prinzipielle 

Einwände, die ich machen musste; zur detaillierten Stellungnahme stehe ich gern zur 

Verfügung. 

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Vielen Dank Herr Professor Dr. Albrecht. 

Jetzt hat das Wort Herr Klaus Böhm, Richter am OLG Karlsruhe.  

 

SV Klaus Böhm: Sehr geehrter Herr Vorsitzender, sehr geehrte Damen und Herren 

Abgeordnete, meine Damen und Herren, zunächst möchte ich mich bedanken, dass 

ich hier vor dem Rechtsausschuss des Deutschen Bundestages zu dem Entwurf des 

neuen Europäischen Haftbefehls Stellung nehmen darf. Meine schriftlichen 

Darlegungen liegen bereits vor. Ich möchte noch schlagwortartig auf einige 

Kernpunkte eingehen. Die an dem Europäischen Haftbefehlsgesetz vom 21.07.2004 

vielfach geübte Kritik teile ich nicht. Das Gesetz hat sich aus Sicht der gerichtlichen 

Praxis, darüber will ich hier reden, und wenn man den Bereich Auslieferung 

Deutscher mal ausnimmt, bewährt. Ich möchte für das ursprüngliche Gesetz eine 

Lanze brechen. Es hat nämlich zu einer begrüßenswerten 

Verfahrensbeschleunigung geführt. Und was besonders wichtig ist, ohne wirkliche 

Beeinträchtigung von Rechten der Verfolgten. Allerdings gibt es einige 

Schwachstellen, auf die ich hinweisen möchte, denn die könnte jetzt der 

Gesetzgeber bei der Neufassung korrigieren. Es bedarf einer klarstellenden 

Einfügung einer Verhältnismäßigkeitklausel, Herr Ahlbrecht hatte ja schon darauf 
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hingewiesen, insbesondere etwa für den Bereich der Kleinkriminalität. Es dürfen 

Europäische Haftbefehle wegen beispielsweise 200,00 € Betrugsschaden, wir haben 

zwei solcher Fälle am OLG Karlsruhe, nicht zu einer Auslieferung führen. Auf das in 

seiner Bedeutung weitgehend verkannte Meistbegünstigungsprinzip des § 1 Abs. 4 

sollte verzichtet werden. Ich habe viel dazu geschrieben in meiner schriftlichen 

Stellungnahme. Von der Bedeutung hier nur ein paar kurze Erklärungen. Die 

Diskussion die hier geführt wird über die Frage, ob man Ausländer den Deutschen 

gleichstellt, ist bei Anwendung dieses Prinzips an sich obsolet und inhaltsleer. Denn 

wenn ich als Richter noch prüfen muss, ob eine Überstellung nach dem 

europäischen Auslieferungsübereinkommen möglich ist, so ist unterstelle ich ihnen 

Vorzugsrechte. Die bisherige Regelung über Abwesenheitsurteile muss zur Wahrung 

Europäischer Mindeststandarts, so wie in der ursprünglichen Fassung, beibehalten 

werden. Den Vorschlag des Bundesrates, noch eine Fluchtklausel in das Gesetz 

einzufügen, davon würde ich jedoch abraten. Eigene Staatsangehörige sind durch 

einen Richter auf ihre besonderen Rechte hinzuweisen. Der Fall, in dem ein 

Deutscher in rechtlicher Unkenntnis einer vereinfachten Auslieferung zustimmt, so 

geschehen beim OLG Karlsruhe, darf sich nicht wiederholen. Dann bin ich jetzt auch 

schon beim Herzstück der Neuregelung angekommen, der Auslieferung Deutscher 

gemäß § 80 dieses Gesetzes. Insoweit, und darauf möchte ich hinweisen, besteht 

ein wesentlicher Unterschied zu Ausländern. Erstens: Deutsche genießen einen 

besonderen Statusmäßigen Schutz. Zweitens: Straftaten können grundsätzlich im 

Inland verfolgt werden. Drittens: Nicht in jedem Fall ist eine Ahndung im Ausland 

notwendig. Viertens: Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist insbesondere bei 

Deutschen von hochrangiger Bedeutung. Fünftens: Vor dem 29.11.2000, dem Tag 

der Verfassungsänderung, war eine Auslieferung Deutscher nicht möglich und das 

Vertrauen Deutscher war verfassungsrechtlich geschützt. Sechstens: Der 

Rahmenbeschluss lässt es zu, die Auslieferung eigener Staatsangehöriger vom 

Vorliegen einer beiderseitigen Strafbarkeit abhängig zu machen. Diese Kriterien 

sollten zur Wahrung der Rechtsklarheit bei einer Neufassung umgesetzt werden. 

Rechtssicherheit ist ein wichtiges Gut, es bedarf daher auch bezüglich der 

Auslieferung Deutscher einer Regelung, welche die Vorhersehbarkeit gerichtlicher 

Entscheidungen ermöglicht. Diese Gewähr bietet aus meiner Sicht als Richter, die 

derzeit vorgelegte Entwurfsfassung nicht. Die vom Bundesverfassungsgericht 

verwendeten Begriffe des maßgeblichen Inlandbezuges und des maßgeblichen 
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Auslandsbezuges sind zu schwammig, und lassen rechtlich nicht fassbare 

Wertungsspielräume zu. In einem Fall, der derzeit in Karlsruhe auch anhängig ist, 

liegt der Schwerpunkt des Geschehens in gerade dieser Problematik. Da wird eine 

Betrugstat in Belgien angebahnt, die Geldübergabe erfolgt in Hamburg und der 

Geschädigte wohnt in Belgien. Hier stellt sich die Frage was vorliegt. Eine Tat im 

Inland, eine Tat im Ausland oder ein Mischfall? Die Fassung des Bundesrates bietet 

hier höhere Rechtsklarheit, weil auf den strafrechtlich und dogmatisch 

durchdrungenen Begriff des Tatorts abstellt wurde. Mit einer solchen Formulierung 

können Richter und Verteidiger leben und arbeiten. Ich habe mir erlaubt, einen 

Vorschlag in meiner schriftlichen Stellungnahme aufzunehmen, bei welchem auch 

der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit berücksichtigt ist. Abschließend noch kurz zu 

der vom Bundesverfassungsgericht angeforderten gerichtlichen Kontrolle von 

Bewilligungsentscheidungen. Die vorgesehene Vorabprüfung ist verfassungsrechtlich 

sicher unbedenklich, darüber brauchen wir nicht zu reden. In Wahrheit bietet sie, und 

darüber sollte man dann reden, aber keinen wirklichen Schutz. Eine gerichtliche 

Korrektur ist nämlich nur im Falle einer Ermessensreduzierung auf Null möglich. Das 

wird aber selten eintreten bzw. gar nicht, weil im Auslieferungsrecht außenpolitische 

Erwägungen immer eine Rolle spielen. Die Zulässigkeitslösung, die von mir 

favorisiert wird, auch in Aufsätzen und hier nochmals dargelegt, garantiert den 

Rechtsschutz und vermeidet vor allem eine unnötige Bürokratie. Diese Bewertung 

teilt auch die Generalstaatsanwaltschaft Karlsruhe, wie mir Frau Dr. Hövel, die 

Generalstaatsanwältin, in Vorbereitung des heutigen Termins versichert hat. Ich 

danke für ihre Aufmerksamkeit. 

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Vielen Dank Herr Böhm. Jetzt hat das 

Wort Herr Professor Dr. Martin Böse, Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität 

Bonn, Lehrstuhl für Strafrecht und Strafprozessrecht sowie Internationales und 

Europäisches Strafrecht.  

 

SV Professor Dr. Martin Böse: Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren 

Abgeordneten, ich bedanke mich für die Einladung, zu diesem Gesetzesentwurf 

Stellung zu nehmen. Meine schriftliche Stellungnahme liegt vor, deshalb werde ich 

mich auf drei wesentliche Punkte beschränken und vielleicht noch kurz etwas sagen 

zu den Ausführungen des Kollegen Albrecht. Der Rahmenbeschluss über den 
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Europäischen Haftbefehl ist verbindlich. Der Deutsche Gesetzgeber hat insoweit 

Hoheitsrechte mit dem Vertrag von Amsterdam übertragen und deshalb denke ich, 

kann es keine Alternativen zu einer Umsetzung des Rahmenbeschlusses geben, das 

vielleicht vorab. Ich denke nicht, dass es sich hier um einen ausbrechenden 

Rechtsakt handelt. Wenn man sich die vertraglichen Grundlagen anschaut, 

insbesondere den Artikel 31b des EU-Vertrages, wird deutlich, dass es sich um ein 

Instrument handelt, was darauf gerichtet ist, den Auslieferungsverkehr zu erleichtern, 

und dass der Rahmenbeschluss über den Europäischen Haftbefehl eben von dieser 

Grundlage gedeckt ist. Ein wesentliches Anliegen dieses Rahmenbeschlusses ist es, 

das Auslieferungsverfahren zu verrechtlichen. Die Entscheidung über das 

Auslieferungsverfahren soll somit der Justiz übertragen werden. Der Entwurf hält 

jedoch an dem klassischen zweistufigen Verfahren fest, also insbesondere auch an 

der Bewilligungsstufe, welche eine behördliche Willensentscheidung ist. Damit 

entsteht die Möglichkeit, auf einfachem Weg, den Anforderungen des 

Bundesverfassungsgerichts an den gerichtlichen Rechtsschutz Rechnung zu tragen. 

Falls es eine Entscheidung ist, die allein von der Justiz getroffen wird, also von 

einem Gericht, hat man damit automatisch auch der Rechtschutzgarantie genüge 

getan. In dem Moment, wo man Teil der Entscheidung auf eine Behörde verlagert, 

muss man wieder erneut sehen, wie man dieser Garantie Rechnung trägt. Also 

insofern könnte man einfacher beiden Anforderungen genügen. Darüber hinaus geht 

die Gesetzesfassung, wie auch schon das alte Gesetz im Grunde genommen, noch 

einen Schritt zurück, indem zusätzliche Bewilligungshindernisse geschaffen werden, 

die bisher im internationalen Auslieferungsverkehr nicht so bestanden bzw. nicht der 

Entscheidung der Bewilligungsbehörde überlassen waren. Das sind die Hindernisse 

im § 83 b Nr. 4 und Nr. 5 IRG-E, das Bewilligungshindernis der lebenslangen 

Freiheitsstrafe und der Gegenseitigkeit. Ich denke, die lebenslange Freiheitsstrafe ist 

etwas, das in das gerichtliche Zulässigkeitsverfahren gehört und dort auch seinen 

Platz hat. Es geht um subjektive Rechte des Einzelnen. Und das Prinzip der 

Gegenseitigkeit sollte sich im Auslieferungsverkehr innerhalb der Europäischen 

Union überholt haben. Es findet auch beim Europäischen Haftbefehl immer noch in 

einem so schmalen Bereich Anwendung, dass man auch darauf verzichten könnte. 

Zweiter zentraler Punkt des Gesetzesentwurfes ist der Schutz Deutscher 

Staatsangehöriger und der § 80. Diese Regelung, so wie sie jetzt im Entwurf steht, 

ist sehr kompliziert. Dazu ist auch schon einiges gesagt worden. Ich will mich auf 
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zwei Bemerkungen beschränken. Man könnte die Regelung vereinfachen, indem 

man auf zwei Kriterien bzw. Differenzierungen verzichtet. Das eine Kriterium ist das 

der beiderseitigen Strafbarkeit. Dieses Kriterium kommt zum Zuge, soweit es nicht 

um die im Katalog benannten Straftaten geht, dieser Katalog also nicht eingreift, 

denn dann bleibt es ja bei der beiderseitigen Strafbarkeit. Dieses Kriterium ist jedoch 

abgeschafft worden, soweit einer der Deliktsbereiche in diesen Katalog eingreift, und 

dann ist es Sinn und Zweck des Rahmenbeschlusses, dass die beiderseitige 

Strafbarkeit nicht mehr geprüft wird. Und in soweit sollte man darauf dann auch bei 

Deutschen verzichten. Das Anliegen des Bundesverfassungsgerichts, wonach dem 

Vertrauen in die inländische Rechtsordnung Rechnung zu tragen ist, wird durch den 

Inlandsbezug bzw. durch die Kriterien, die man in diesem Bereich entwickeln muss 

realisiert. Das ist das Eine. In dem Entwurf findet sich auch noch eine zweite, neuere 

Differenzierung, nämlich bei den Taten mit Auslandsbezug. Im Einzelnen betrifft dies 

Taten mit  Bezügen zu einem Drittstaat bzw. Bezügen zu dem ersuchenden Staat. 

Diese Differenzierung findet sich in der Entscheidung des 

Bundesverfassungsgerichts nicht, und ich denke, sie ist auch verzichtbar. Ein 

schutzwürdiges Vertrauen des Deutschen besteht dann, wenn die Tat einen 

maßgeblichen Inlandbezug aufweist. Das festzustellen ist sicherlich schwierig, aber 

in diesem Falle besteht ein entsprechendes Bedürfnis, denn bei Taten mit 

maßgeblichem Auslandsbezug besteht dieses Vertrauen grundsätzlich nicht. Egal, 

ob dieser Bezug zum ersuchenden Staat besteht, oder zu einem dritten Staat. Ein 

weiterer Punkt bei der Auslieferung Deutscher betrifft die Frage der Rücküberstellung 

zur Strafvollstreckung. Hier kann die beiderseitige Strafbarkeit relevant werden. 

Insoweit nämlich, als dass die beiderseitige Strafbarkeit nach dem bisherigen 

Rechtszustand Voraussetzung ist für eine Strafvollstreckung in Deutschland. Die 

Frage ist, wie man mit solchen Problemfällen, die selten sein mögen, aber das 

Bundesverfassungsgericht hat auch insoweit eine Lösung angemahnt, umgeht. Es 

gibt drei Möglichkeiten. Entweder man liefert erst gar nicht aus, man müsste dann 

also schon bei der Auslieferung zur Strafverfolgung die beiderseitige Strafbarkeit 

prüfen. Ich denke, das ist mit dem Anliegen des Rahmenschutzes nicht vereinbar. 

Die zweite Möglichkeit ist, man lässt die Strafe im Ausland vollstrecken. Ich meine, 

das ist mit den Interessen des Verfolgten nicht vereinbar, gerade, wenn es sich um 

einen Deutschen handelt. Die Dritte Möglichkeit ist, dass man auf die beiderseitige 

Strafbarkeit in diesen Konstellationen, sprich der Vollstreckungshilfe, verzichtet. Das 
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ist so neu nicht. Für den vertragslosen Rechtshilfeverkehr fordert man insoweit ja 

auch nur die beiderseitige Sanktionierbarkeit, das heißt es reicht nach dem 

bisherigen Zustand aus, dass es sich nach deutschem Verständnis nur um eine 

Ordnungswidrigkeit handelt. Also macht man da schon Abstriche. Und in einem 

neueren Rahmenbeschluss, wo es um die Vollstreckung von Geldstrafen geht, hat 

man sich ebenfalls ein Stück weit von diesem Erfordernis bei der Vollstreckungshilfe 

gelöst. Das, so denke ich, wäre dann auch die sachgerechte Lösung für diese 

Konstellation. Ein letztes Wort zur Gleichstellung von Ausländern. Ich finde hier ist in 

dem aktuellen Entwurf ein Rückschritt zu verzeichnen. Ausländer werden in 

geringerem Umfange dem Deutschen Staatsangehörigen gleichgestellt. Das ist zwar 

de jure natürlich, oder vom Wortlaut mit dem Art. 16 Abs. 2 GG, vereinbar, denn dort 

ist ja nur von Deutschen die Rede. Wenn man sich aber die 

Entscheidungsbegründung des Bundesverfassungsgerichts anschaut, war jedoch 

das entscheidende Kriterium, dass es um das Vertrauen in die Wertungen der 

Rechtsordnung geht, in der man lebt. Und wenn es sich hier um Ausländer handelt, 

die schon mehrere Jahre hier leben, nach Angaben des Statistischen Bundesamtes 

ist die durchschnittlicher Aufenthaltsdauer vom Ausländern ja wohl 16 Jahre, wenn 

ich das richtig gelesen habe, dann besteht da ein vergleichbares Vertrauen. Und 

dann muss man dem auch Rechnung tragen, indem man insoweit auch Ausländer 

den deutschen Staatsangehörigen gleichstellt. Bei Staatsangehörigen eines EU-

Mitgliedstaates stellt sich überhaupt darüber hinaus auch die Frage, inwieweit eine 

solche Ungleichbehandlung gerechtfertigt ist, und mit dem Diskriminierungsverbot 

des EG-Vertrages und auch der Grundrechtekarta der Europäischen Union vereinbar 

ist. Da hätte man dann sozusagen noch ein weiteres rechtliches Problem. Und dabei 

wollte ich es bewenden lassen. Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Vielen Dank Herr Professor Dr. Martin 

Böse. Jetzt hat das Wort Herr Professor Dr. Michael Brenner, Friedrich-Schiller-

Universität Jena.  

 

SV Professor Dr. Michael Brenner: Vielen Dank Herr Vorsitzender, sehr verehrte 

Damen und Herren Abgeordnete, meine Damen und Herren. Das 

Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil aus dem Jahr 2004 das erste 

Europäische Haftbefehlsgesetz für verfassungswidrig erklärt. Die 
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Verfassungswidrigkeitserklärung beruhte auf drei Punkten, deswegen will ich mich im 

Folgenden auf die Frage konzentrieren, ob der Gesetzgeber des Jahres 2006, 

genauer gesagt also die diesen Entwurf einbringenden Fraktionen, ihre 

Hausaufgaben gemacht und die Konformität des neuen Entwurfes mit den 

bundesverfassungsrechtlichen Vorgaben und damit auch mit dem Grundgesetz 

hergestellt haben. Im Folgenden hab ich mich auch nur darauf konzentriert. Es geht 

mir also um die Frage, ob der Gesetzgeber erfolgreich war in seinem Bestreben, die 

angemahnten und kritisierten Verfassungswidrigkeitselemente des 1. 

Haftbefehlsgesetzes zu beseitigen. Um das Ergebnis gleich vorweg zu nehmen, 

nach meiner Auffassung ist der Gesetzentwurf verfassungskonform. Der hier 

vorliegende Gesetzentwurf hat die in dem Gesetzentwurf des Jahres 2004 

enthaltenen verfassungswidrigen Bestandteile beseitigt und diese nach meiner 

Auffassung durch verfassungskonforme Bestimmungen ersetzt. Ich will mich nicht zu 

der Frage äußern, ob die neue Regelung praktikabel ist, ob es möglicherweise im 

Einzelfall eine bessere Regelung gäbe. Das ist nicht die Aufgabe des 

Verfassungsrechtlers, sondern mir kommt es darauf an zu überprüfen und darzutun, 

dass der jetzt vorliegende Entwurf mit den Vorgaben des 

Bundesverfassungsgerichtes in Übereinstimmung steht. Es ist gerade von Herrn 

Kollegen Böse gesagt worden, dass gegen den Rahmenbeschluss als solchen keine 

Bedenken bestehen. Das lässt sich aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 

entnehmen. Das Gericht hat den Rahmenbeschluss für mit dem Grundgesetz 

vereinbar erklärt und die Frage in seiner Entscheidung auch nicht näher 

problematisiert. Deswegen können wir davon ausgehen, dass die europarechtliche 

bzw. unionsrechtliche Grundlage auch vom Bundesverfassungsgericht in seiner 

Entscheidung konkludent akzeptiert wurde. Der Neuentwurf hält an der 

Auslieferungssystematik des Gesetzes über die Internationale Rechtshilfe in 

Strafsachen fest. Es wird nach wie vor das zweistufige Verfahren vorgesehen. Das 

ist legitim und ist gedeckt vom Gestaltungsfreiraum des Gesetzgebers. Diese Lösung 

lässt sich vielleicht als kleine Lösung darlegen, aber auch das ist durch die 

Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers gedeckt. Es waren vor allem drei Punkte, die 

das Gericht in seiner Entscheidung angemahnt hat. Alle drei Punkte waren durch die 

Maßgabe geprägt, dass Art. 16 Abs. 2 GG zu hinreichender Geltung verholfen 

werden muss. Das war, wenn Sie so wollen, die Message des 

bundesverfassungsgerichtlichen Urteils. Und dieser Aufforderung, dem Art. 16 GG 



 12

gerecht zu werden, ist der Gesetzgeber jetzt auch nachgekommen. Der erste Punkt, 

den das Gericht moniert hat, betraf vor allem die Rechtsstellung Deutscher, die in 

das Europäische Ausland ausgeliefert werden sollen. Das Bundesverfassungsgericht 

hat klar gemacht, dass es aus dem Vertrauen in die eigene Rechtsordnung, die 

Rechtsstellung des einzelnen Deutschen geschützt werden müsse. Das habe zu 

erfolgen durch eine tatbestandliche Konkretisierung von gesetzlichen Spielräumen. 

Das läuft im Ergebnis auf die Forderung hinaus, dass der Gesetzgeber für Deutsche 

einen hinreichenden Auslieferungsschutz sicherstellen muss, um Art. 16 Abs. 2 GG 

Rechnung tragen zu können. Diese Möglichkeiten sind im Rahmenbeschluss 

enthalten. Der zweite Punkt, den das Bundesverfassungsgericht moniert hat, war die 

fehlende Anfechtbarkeit der Bewilligungsentscheidung in einem Verfahren, welches 

die Auslieferung in einen Mitgliedstaat der europäischen Union betrifft. Das sei 

deswegen nötig, weil die Bewilligungsentscheidung die gesetzliche Einschränkung 

eines Grundrechtes konkretisiere. Dritter Punkt, den das Gericht moniert hatte war 

schließlich, dass ein Europäischer Haftbefehl zwingend die entsprechenden 

Auslieferungsunterlagen vorgeben und bestimmte Angaben als Mindestangaben 

enthalten müsse. Die Soll-Bestimmung die im Gesetz von 2004 enthalten war, 

genüge nicht den verfassungsrechtlichen Vorgaben. Das war die Kritik des 

Bundesverfassungsgerichtes. Ich will ganz kurz beleuchten, ob dieser Kritik des 

Bundesverfassungsgerichtes ausreichend Rechnung getragen wurde. Das Ergebnis 

hatte ich ja bereits vorweg genommen, nach meiner Auffassung ist dies geschehen. 

Was die Auslieferung deutscher Staatsangehöriger betrifft, § 80 IRG-E, so hat der 

Gesetzgeber die drei Varianten, die hier möglich sind, ausführlich konkretisiert und 

hat vor allem die Straftaten mit Inlandsbezug einer eigenen, ausführlich geregelten 

Regelung nahe gebracht. Mit Hilfe dieser gesetzlichen Ausgestaltung wird 

sichergestellt, dass in Fällen eines maßgeblichen Inlandsbezuges die Auslieferung 

eines Deutschen aufgrund eines Auslieferungshindernisses nicht in Betracht kommt. 

Da wird der Vorgabe des Gerichts im Sinne des Art. 16 Abs. 2 GG Rechnung 

getragen. Daneben sind die anderen Fälle, also Fälle mit maßgeblichem 

Auslandsbezug und die Mischfälle vom Gesetzgeber in so einer Art und Weise 

geregelt worden, wie sie den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts gerecht 

werden. Dass der Gesetzgeber hier bemüht war, den Vorgaben des Gerichts 

Rechnung zu tragen wird dadurch deutlich, dass teilweise wortwörtlich die Passagen 

aus dem Urteil in den neuen Gesetzentwurf übernommen wurden. Man mag das nun 
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verfassungspolitisch kritisieren oder für gut finden, jedenfalls ist damit aus der 

Perspektive des Verfassungsrechts sichergestellt, dass die Vorgaben aus Karlsruhe 

eingehalten werden. Das ist verfassungsrechtlich ein legitimes Vorgehen. Der zweite 

Punkt war die Frage, inwieweit die Überprüfbarkeit der Bewilligungsentscheidung 

hergestellt ist. Hier hat der Gesetzgeber, ich will mal sagen, eine originelle Lösung 

getroffen, indem eine Vorabbewilligung in das Gesetz hineingeschrieben wurde. Die 

Frage, die der Verfassungsrechtler hier zu beantworten hat ist, ob diese 

vorgezogene Bewilligungsentscheidung gerichtlich überprüfbar ist und damit den 

Voraussetzungen des Art. 19 Abs. 4 GG Rechnung getragen wird. Das neue Gesetz 

hat die Möglichkeit vorgesehen, diese Bewilligungsentscheidung vorgezogen zu 

überprüfen, durch das Oberlandesgericht. Deswegen ist nach meiner Auffassung die 

Vorgabe, die Art. 19 Abs. 4 GG entfaltet, eingehalten. Auch hier gilt aus der 

Perspektive des Verfassungsrechts, dass es eine Sicht der Dinge ist, ob etwas 

originell, elegant oder vielleicht schwerfällig und bürokratisch ist, jedoch sich auf der 

anderen Seite unabhängig davon die Frage stellt, ob das verfassungsrechtlich legitim 

und zulässig ist. Und wenn die Bewilligungsentscheidung durch ein Gericht überprüft 

werden kann, wird Art. 19 Abs. 4 GG Rechnung getragen, und wird auch dem Votum 

des Bundesverfassungsgerichts aus dessen Urteil aus dem Jahr 2005 gerecht. Der 

dritte kurze Punkt ist die Änderung des § 83a IRG. Hier wird ebenfalls der 

verfassungsgerichtlichen Vorgabe genügend Rechnung getragen, dass die 

erforderlichen  Angaben im Europäischen Haftbefehl zwingend vorliegen müssen. 

Der Gesetzgeber hat dieser Vorgabe insofern entsprochen, indem er die 

Sollbestimmung durch eine zwingende Mussbestimmung ersetzt hat. Vielen Dank 

Herr Vorsitzender. 

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Vielen Dank Herr Professor Dr. Brenner. 

Jetzt hat das Wort Herr Oberstaatsanwalt Ettenhofer, Generalstaatsanwaltschaft 

München. 

 

SV Oberstaatsanwalt Joachim Ettenhofer: Vielen Dank Herr Vorsitzender, meine 

Damen und Herren Abgeordneten, meine Damen und Herren. Einige Anmerkungen 

zu Einzelregelungen des Entwurfes. Zu § 79 IRG-E es scheint mir ein gangbarer 

Weg zu sein, die gerichtliche Überprüfung der Bewilligungsentscheidung zu 

erreichen. Dieses System gewährleistet, dass die Dauer des 
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Auslieferungsverfahrens nicht übermäßig lange wird. Generalstaatsanwaltschaften 

müssen sich ohnehin frühzeitig überlegen, ob sie Bewilligungshindernisse geltend 

machen oder nicht. Das können sie beim Antrag auf Zulässigkeitsentscheidung 

darlegen und die gerichtliche Überprüfung findet statt, nicht anders als bei der 

nachträglichen gerichtlichen Überprüfung, so dass die Rechte des Verfolgten somit 

gewahrt sind. Eine andere Alternative wäre, diese fakultativen Ablehnungsgründe der 

Bewilligung ins gerichtliche Zulässigkeitsverfahren aufzunehmen. Das führt aber im 

Prinzip zu einer Umgestaltung des bisherigen zweistufigen Modells der Auslieferung 

- hier die Zulässigkeitsentscheidung und dort die Bewilligungsentscheidung -. Das ist 

letztlich natürlich eine Frage, die man politisch klären muss, was man will. Aber der 

vorgeschlagene Weg ist ein gangbarer Weg. Zweitens § 80 Abs. 1 und 2 IRG-E: 

Diese Regelung ist sprachlich und vom Aufbau her misslungen. Sie ist 

unübersichtlich und schwer verständlich. Sie ist zwar eine mögliche Regelung, man 

könnte sie schon so machen, aber sie ist  schwer handhabbar, kann zu 

Missverständnissen führen und es wäre vorzuziehen, eine klarere Regelung, wie sie 

bereits im Bundesratsentwurf enthalten ist, einzubringen. Sie sollte klar, kompakt und 

übersichtlich sein. Auch muss man meines Erachtens hier nicht umfangreiche 

Abwägungskriterien, die sich aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 

ergeben, in die Regelung hinein schreiben. Jeder Praktiker der damit zu tun hat 

kennt das Urteil, kennt die Kriterien und wird sie auch umsetzen, ohne dass sie im 

Gesetz ausdrücklich enthalten sind. Die Regelung des § 80 Abs. 4 IRG-E ist meines 

Erachtens nach zu streichen. Die Gleichstellung der Ausländer ist nicht zwingend 

erforderlich. Und die ganze Regelung des § 80 Abs. 4 IRG-E und auch schon die 

Regelung des § 80 Abs. 3 IRG-E führt zu dem merkwürdigen Ergebnis, dass zwar 

ein hier lebender Ausländer, der dem Schutzbereich unterfällt, nicht vorbehaltlos in 

einen EU-Mitgliedstaat ausgeliefert werden kann, ggf. nur in seinen Heimatstaat, 

aber in jeden anderen EU-Nichtmitgliedstaat kann er wegen der gleichen Tat, wegen 

der gleichen Sachen problemlos ausgeliefert werden. Und diese Ungleichbehandlung 

ist eigentlich nicht recht nachvollziehbar. Bei der Neuregelung des Europäischen 

Haftbefehlsgesetzes sollte man in § 83 IRG auch die Fluchtfälle einbeziehen, auch 

aus Gründen der einheitlichen Behandlung von einheitlichen Sachverhalten. Die 

Fluchtfälle ermöglichen die Auslieferung bei Abwesenheitsurteilen in Nicht-EU-

Mitgliedstaaten. Man sollte EU-Mitgliedstaaten insoweit nicht anders behandeln. 

Vielen Dank. 
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Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Vielen Dank Herr Oberstaatsanwalt 

Ettenhofer. Jetzt hat das Wort Herr Professor Dr. Herdegen, Rheinische Friedrich-

Wilhelms-Universität Bonn. 

 

SV Professor Dr. Matthias Herdegen: Vielen Dank Herr Vorsitzender, meine Damen 

und Herren Abgeordneten, meine Damen und Herren. Ich will zunächst drei 

grundsätzliche Bemerkungen machen. Erstens: wir befinden uns hier in einem 

Bereich, wo der Deutsche Gesetzgeber ohne jede Einschränkung an die Deutsche 

Gesetzgebung gebunden ist. Es handelt sich hier, anders als es hier angeklungen ist 

und als es die frühere Bundesregierung vertreten hat, nicht um einen Bereich, in dem 

Hoheitsrechte übertragen worden sind. Nur so ist das Urteil des 

Bundesverfassungsgerichts überhaupt verständlich.  

Es kommt also nicht darauf an, welches Schicksal der Rahmenbeschluss auf 

europäischer Ebene haben wird, es ist ein Vorlagebeschluss des belgischen 

Verfassungsgerichtshofs anhängig, in dem Bedenken an dem Rahmenbeschluss 

geäußert werden. Drittens: aus ……(unverständlich)  sind deswegen von 

grundlegender Bedeutung, weil sie verhaltensleitende Wirkung haben. All diese 

Bestimmungen umschreiben Kriterien, an denen sich der Einzelne in Deutschland 

ausrichten muss, um sicher zu stellen, dass er vor fremder Strafverfolgung sicher ist. 

Im Einzelnen meine ich, dass der vorliegende Entwurf weitgehend den Vorgaben des 

Bundesverfassungsgerichts Rechnung trägt. Er hält sich in höchst redlicher, ja fast 

ängstlicher Weise an die Formulierungen des Gerichts. Ich meine aber, dass es zwei 

bzw. drei Gesichtspunkte gibt, wo noch durchgreifende verfassungsrechtliche 

Bedenken bleiben. Das bezieht sich zum ersten darauf, dass das 

Bundesverfassungsgericht in jedem Einzelfall, so Randziffer 88, eine konkrete 

Abwägung verlangt. Das gilt nicht nur, aber insbesondere für die so genannten 

Mischfälle. Der Gesetzentwurf differenziert nur zwischen den Fällen maßgeblichem 

Auslandbezug und den Fällen ohne maßgeblichen Bezug zum Inland. Lässt sich also 

von der Vorstellung leiten, dass dann, wenn ein hinreichender Auslandsbezug da ist, 

automatisch kein maßgeblicher Inlandsbezug vorhanden ist. Das erscheint mir an 

der strafrechtlichen Realität vorbei zu gehen. Es ist durchaus denkbar, dass wir Fälle 

eines Doppelbezuges haben. Viertens: mir kommt der Obersatz, welcher die 

Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts durchzieht, und der in der Regelung 
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des § 80 Abs. 1 und 2 IRG-E enthalten ist, in den Fällen zu kurz, in denen bei 

Vorliegen einer so genannten Katalogtat auf die beiderseitige Strafbarkeit ganz 

verzichtet wird. Dieser Obersatz ….(unverständlich) Wer als Deutscher im eigenen, 

das heißt in deutschem Rechtsraum, eine Tat begeht, muss grundsätzlich nicht mit 

der Auslieferung an eine andere Staatsgewalt rechnen, Randziffer 85 oder Randziffer 

93. Wer sich also nach deutschem Recht strafbar gemacht hat und sich nicht selbst 

ins Ausland begibt, ist ebenfalls grundsätzlich vor Auslieferung geschützt. Das ist der 

Obersatz, der in der Redaktion des Gesetzes etwas zu kurz kommt, weil er sich nur 

an den Konkretisierungen des Entwurfs des Bundesverfassungsgerichts, die jedoch 

nicht abschließend sind entlang hangelt. Das gilt im Einzelnen etwa für die 

Voraussetzungen des maßgeblichen Inlandsbezuges, das ist insbesondere daran zu 

sehen, dass verlangt wird, dass der Erfolg ganz oder teilweise im Inland eingetreten 

sein muss. Das wäre mir zu eng. Man muss sich auch mit den Fällen beschäftigen, in 

denen die gesamte Deutsche Rechtsordnung, das Strafrecht und die sonstige 

Rechtsordnung, die Tat würdigt und sagt, sie ist rechtmäßig, sie ist nicht strafbar 

oder sie ist gar grundrechtlich geschützt. Dann kann es nicht sein, dass ein 

grundrechtlich geschütztes Verhalten im Inland zum Gegenstand der Auslieferung 

gemacht wird. Auch da darf ich noch mal drauf hinweisen: Artikel 4 Nr. 7 des 

Rahmenbeschlusses lässt ausreichend Raum, um diesen Bedenken Rechnung zu 

tragen. In diesem Zusammenhang steht auch die Regelung des § 83b Nr. 1 n. F, die 

es offen lässt, wie zu verfahren ist, wenn überhaupt gar kein Verfahren nach der 

StPO eingeleitet wird, weil die Rechtmäßigkeit so offensichtlich ist, dass kein 

deutscher Staatsanwalt auf den Gedanken käme, sich mit der Sache zu 

beschäftigen. Dann soll offenbar kein Auslieferungshindernis nach § 83b Nr. 1 IRG-E 

eingreifen. Dann verlangt das Bundesverfassungsgericht, dass die 

Verhältnismäßigkeit der Auslieferung in jedem Fall, losgelöst vom Inlands- zum 

Auslandsbezug, zu prüfen ist. Das sind die Randziffern 8, 87, 88, 97, 118 der 

Entscheidung. Ich vermisse, dass der Entwurf dieses Petitum aufgreift. Zur 

Erstreckung auf Ausländer, meine ich und da bin ich mit Herrn Kollegen Böse einig, 

dass auch bei bestimmten Gruppen von Ausländern mit Wohnsitz im Inland ein aus 

dem allgemeinen Rechtsstaatsprinzip folgender Vertrauensschutz greift. Natürlich 

nicht Art. 16 Abs. 2 S. 1 GG, aber es greift das allgemeine Rechtsstaatsprinzip, denn 

für bestimmte Gruppen von Ausländern mit Wohnsitz in Deutschland ist die Deutsche 

Rechtsordnung mittlerweile die eigene Rechtsordnung, auf deren Wertungen vertraut 
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werden darf. Ich denke etwa an Staatenlose mit Inlandswohnsitz, an hier in 

Deutschland geborene und aufgewachsene Kinder von Ausländern, die nicht die 

deutsche Staatsangehörigkeit besitzen. Bei Unionsbürgern müsste man noch einmal 

drüber nachdenken, weil ja das Diskriminierungsverbot des EG-Vertrages in der 

dritten Säule nicht greift. Das ist aber noch ein Extrapunkt, der nochmals beleuchtet 

werden müsste. Noch zwei abschließende Bemerkungen aus grundrechtlicher Sicht. 

Das Bundesverfassungsgericht sagt, dass gerade wegen der verhaltensleitenden 

Dimension des gesamten Auslieferungsregimes, das Gesetz aus sich heraus 

verständlich sein muss und die zu treffenden Entscheidungen vorhersehbar sein 

müssen. Ich hätte als Strafrechtler hohe Schwierigkeiten mit dem geforderten Maß 

an Prognostizierbarkeit, worin mich auch richterliche Äußerungen mit höherer 

Sachkompetenz aus der Praxis nur bestätigt haben. Das gilt insbesondere im 

Hinblick auf die Unbestimmbarkeit der so genannten Katalogtaten. Hier beschränkt 

sich das Gesetz bzw. der Gesetzentwurf ganz einfach mittels Verweis auf den 

Rahmenbeschluss. Es werden nicht einmal die Deliktsgruppen genannt. Wir wissen 

auch nicht, wer die Deliktsgruppen konkretisiert, wer uns sagt, ob eine Abtreibung ein 

Tötungsdelikt ist. Ist das die Wertung des deutschen Rechts, oder aber die Wertung 

des ersuchenden Staats oder ist es vielleicht eine autonome Wertung nach 

Europäischem Recht? Und wenn ja, nach welchen Maßstäben? Ich weiß nicht, was 

Cyber-Kriminalität nach Europäischem Recht ist und ich bezweifele, dass es 

irgendjemand weiß. Hier meine ich, eben wegen der verhaltensleitenden Wirkung 

des Auslieferungsregimes kann sich der Gesetzgeber der Aufgabe nicht entziehen, 

diesen tatbestandlichen Gruppierungen schärfere Konturen zu gebe. Das ergibt sich 

aus dem Rechtsstaatsprinzip und wohl auch aus dem Rechtsgedanken des Art. 103 

Abs. 2 GG. Eine letzte Bemerkung: Man sollte darüber nachdenken, auch im Lichte 

des Rechtsstaatsprinzips, nur solche Taten zu erfassen, die nach Inkrafttreten des 

Gesetzes begangen worden sind. Die frühere Bundesregierung hat uns gesagt, es 

gibt noch eine handvoll Straftäter, die verfolgt werden aus der Zeit des Dritten 

Reiches. Wenn das so ist, kann man hierfür eine Sonderregel mit Rückwirkung im 

Einklang mit der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts treffen. 

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Vielen Dank Herr Professor Dr. Herdegen. 

Jetzt bitte Herr Rechtsanwalt Rosenthal, Karlsruhe. 
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SV Rechtsanwalt Michael Rosenthal: Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren, 

vielen Dank. Ganz kurz ergänzend zum Vortrag von Herrn Professor Dr. Herdegen. 

Bei den Verhandlungen mit der alten Bundesregierung hieß es, es seien noch sechs 

Personen, deretwegen die Rückwirkung nicht ausgeschlossen worden sei. Nach 

soviel höflicher Kritik, werde ich nunmehr kein Blatt vor den Mund nehmen. Ich sitze 

hier in einer etwas merkwürdigen Doppelrolle und zwar deswegen, weil ich beim im 

Strafrechtsausschuss des Deutschen Anwaltvereins zuständig war für das erste 

Umsetzungsgesetz und wir haben es damals bejubelt. Ich habe dann den 

Beschwerdeführer beim Bundesverfassungsgericht vertreten und dieses von mir 

zunächst für doch so gut gehaltene Gesetz für nicht mehr so gut befunden. Dahinter 

steckt ein Problem, auf das ich Ihre Aufmerksamkeit noch einmal lenken möchte. 

Das Verfassungsgericht hat das ganze Gesetz für nichtig erklärt. Viele sagen, das 

war übers Ziel hinaus geschossen. Die Idee, welche jedoch dahinter steckt, war die, 

dass sich der Gesetzgeber doch bitte in normativer Freiheit der Angelegenheit noch 

einmal annähern sollte. Sich eine Sache in normativer Freiheit zu überlegen heißt, 

sich etwas neu zu überlegen und bedeutet nicht, da Flicken anbringen, wo die Decke 

Löcher bekommen hat. Und mir scheint, dass das zentrale Problem der Umsetzung 

die Frage der Zweistufigkeit ist. Als der Rahmenbeschluss kam, hatten viele, auch 

wir im Strafrechtsausschuss große Angst, was denn jetzt mit den Verfolgten 

geschieht. Es ist schon ein Unterschied, ob  man von Garmisch nach Flensburg 

kommt, das ist eine weiterhin vertraute Umgebung, oder aber ob man von Frankfurt 

nach Palermo kommt, oder nach Madrid oder sonst wohin. Und es kam damals aus 

dem Bundesministerium für Justiz der geniale Einfall, so hab ich es empfunden, sich 

abzuwenden von einem rein justiziellen Übergabeverfahren, wie es der 

Rahmenbeschluss vorsieht und den Europäischen Haftbefehl, der ja auch gar kein 

Haftbefehl ist, sondern ein Ersuchen um Übergabe, in das herkömmliche 

Auslieferungsrecht zu integrieren. Diese Integration ist so geschehen, dass die 

Bewilligungsentscheidungen beibehalten wurden. Dies wird immer wieder kritisiert, 

so auch letzte Woche erst, in der das Europäische Parlament noch einmal dem Rat 

empfohlen hat, darauf hinzuwirken, dass die Behörden doch bitte ihre unterstützende 

Rolle bei der Übergabe nicht überschreiten mögen. In die Bewilligung eingebaut 

worden ist der Schutz des Verfolgten. Sie müssen überlegen, bei all dieser 

Abwägerei besteht immer die zentrale Frage des inländischen Strafverfahrens. Es ist 

zu überlegen: Was ist die Bedeutung des Verfahrens hier, was ist die Bedeutung des 
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Verfahrens dort, was sind die Interessen des Verfolgten? Das heißt, der Schutz des 

Verfolgten ist der Behörde übertragen worden, die ihm im Inland als Gegner 

gegenübersteht. Man hat, erlauben Sie den groben Ausdruck, den Bock zum Gärtner 

gemacht. Ich habe seinerzeit gedacht, dies sei eine prima Idee. Wenn wir uns jetzt 

alle diesem europäischen Gedanken verweigern und die Generalstaats-

anwaltschaften bzw. Ministerien, je nachdem wer zuständig ist, sprich wir machen da 

was, dann ist man sehr Europafreundlich und man kann seine eigenen Leute, also 

die Deutschen ganz gut schützen. Ich habe in großer Naivität nicht vorhergesehen, 

dass die Bewilligungsbehörden und der Generalbundesanwalt als Er-

mittlungsbehörde, im ersten spannenden Fall der kommt sagen: „Vom uns 

eingeräumten Ermessen wird kein Gebrauch gemacht.“ Kein Wort der Begründung, 

rein gar nichts! Und damit war dann auch klar, dass das Gesetz in dieser Form 

keinen Bestand haben kann. Wenn man so umgehen kann mit den Rechten der 

Betroffenen, dann hat das Gesetz einen Webfehler. Und dieser Webfehler wird jetzt 

fortgesetzt. Deswegen möchte ich jedem hier ans Herz legen, noch einmal darüber 

nachzudenken, ob man die Zweistufigkeit wirklich braucht. Sie ist eigentlich nur noch 

ein Relikt aus vergangenen Zeiten. All die humanen und humanitären Fragen, der 

Schutz von Verfolgtenrechten gehören ohnehin ins Zulässigkeitsverfahren. Ein alter 

und erfahrener Auslieferungsrechtler, bei dem ich sozusagen gelernt habe, hat in 

seinem ersten Leitfaden zum Thema Umsetzung des Gesetzes schon geschrieben, 

dass man gegen den Wortlaut des Gesetzes alle Zulässigkeitsprobleme in die 

oberlandesgerichtliche Prüfung nehmen soll, weil sie da hin gehören und nicht zur 

Bewilligungsbehörde. Und bedenken Sie auch, wenn Sie eine Zweistufigkeit haben, 

und ich das Verfassungsgericht richtig verstanden habe, dann ist der deutsche 

Gesetzgeber völlig frei, wie er die Vorgaben umsetzt. Er kann sich gemäß dem 

Rahmenbeschluss auch dafür entscheiden, das Übergabeverfahren auf  einen rein 

justiziellen Akt zu beschränken und außenpolitische Erwägungen wegzulassen oder 

hintanzustellen. Er muss aber dem Rahmenbeschluss nicht folgen und kann die 

Zweistufigkeit beibehalten. Aber wenn er das macht, dann muss er doch immer 

sehen, dass er den Schutz des Verfolgten jemandem anvertraut, der für dessen 

Schutz nicht vorgesehen ist. Und wenn dann die rechtliche Überprüfung sich einzig 

und allein darauf beschränkt, ob Ermessensfehler vorgekommen sind, in einer 

Situation in der außenpolitisches Ermessen eine Rolle spielt, dies war im alten 

Auslieferungsrecht so und im Nichteuropäischen Auslieferungsrecht ist es immer 
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noch so, dann käme man zu dem Schluss, dass die Auslieferungsentscheidung 

wieder eine reine außenpolitische Entscheidung ist, in der der Verfolgte nichts zu 

melden hat. Wenn also jetzt in dieser Gemengelage aus Außenpolitik und 

Rechtsschutz für den Verfolgten die Außenpolitik wieder den Vorrang gewinnt, 

solche Situationen wird es sicher häufig geben, dann ist ein Rechtsschutz, der nur 

Ermessensfehler überprüft nichts wert. Er läuft leer und da widerspreche ich dem 

einen oder anderen Vorredner. Diese Form der Kontrolle wäre nur dann sicher, wenn 

man den Oberlandesgerichten eine volle Prüfungskompetenz einräumt. Aber auch 

da gäbe es noch weitere Schwierigkeiten. Es gibt noch manches andere, aber dies 

ist ja zunächst nur das Eingangsstatement. 

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Vielen Dank Herr Rosenthal. Jetzt 

abschließend Herr Professor Dr. Weigend, Universität Köln, Institut für ausländisches 

und internationales Strafrecht. 

 

SV Professor Dr. Thomas Weigend: Vielen Dank Herr Vorsitzender, meine Damen 

und Herren. Unter den Experten gelten die Professoren als zuständig für das 

Allgemeine und Grundsätzliche. Ich möchte von diesem Klischee ein bisschen 

abweichen und die Zeit die ich habe auf das Kleinteilige verwenden und ein paar 

Punkte der konkreten Formulierungen des Gesetzesentwurfs aufgreifen. Es ist 

mehrfach gesagt worden, es waren im Wesentlichen zwei Punkte, die zur 

Beanstandung des früheren Gesetzes geführt haben. Einmal die übermäßige 

Einschränkung des Deutschen Grundrechts aus Art. 16 Abs. 2 GG nicht ausgeliefert 

zu werden und zum anderen die fehlende Überprüfbarkeit der 

Bewilligungsentscheidung. Der Gesetzentwurf hat entsprechend darauf reagiert, 

dass er bezüglich des ersten Punktes im Wesentlichen die Formulierungen aus dem 

Urteil des Bundesverfassungsgerichts in das Gesetz hinein geschrieben hat. Wie 

schon gesagt wurde, führt dies zu einer übermäßig komplizierten Regelung wie in 

beispielsweise § 80 Abs. 2 IRG-E. Selbst bei einer zweiten Lektüre ist dieser kaum 

zu verstehen, weil er zwei unterschiedliche Fallgruppen beinhaltet, die zusammen zu 

einer Fallgestaltung vermengt wurden und sich gegenseitig immer wieder 

aufeinander beziehen. Es hätte im Übrigen aus meiner Sicht ausgereicht und wäre 

viel einfacher gewesen, wenn man einfach die Vorgabe des Art. 4 Nr. 7 

Rahmenbeschluss, übernommen hätte, der aus einem kurzen Satz besteht und der 
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das deutsche Recht transformiert hätte. Damit hätte man den Bedenken des 

Bundesverfassungsgerichts genauso gut Rechnung tragen können, zumindest wenn 

man die Möglichkeit der Auslieferungsverweigerung für Taten, die im Inland 

begangen wurden auf Deutsche beschränkt hätte. Nun ist der Gesetzgeber einen 

anderen Weg gegangen. Er hat als Maßstab den maßgeblichen Inlandsbezug der 

Tat, einmal den maßgeblichen Auslandsbezug der Tat und dann die Zwischengruppe 

der Mischfälle genommen. Ich hätte mir gewünscht, wenn man schon so einen 

allgemeinen Begriff verwendet, dass man diesen dann auch mit mehreren Kriterien 

auffüllt. Solch ein Bezug zum In- oder Ausland kann ja resultieren aus dem Tatort, 

oder aber aus der Nationalität des Opfers oder auch aus der Beeinträchtigung eines 

ausländischen Rechtsguts. Eine Ausgestaltung dieses Begriffes ist nicht erfolgt. Man 

hat letztlich wieder den Ort rekurriert und dabei ist seltsam, dass in § 80 Abs. 1 IRG 

gesagt wird: Auslandsbezug nur dann, wenn der Tatort in dem ersuchenden Staat 

liegt. Das führt zu dem seltsamen Ergebnis, dass wenn der Tatort in einem Drittstaat 

liegt, nach der Definition kein Auslandsbezug vorliegt. Zum Beispiel: Wird einem 

Deutschen zur Last gelegt, in Belgien einen Franzosen getötet zu haben und nun 

begehrt Frankreich mittels Europäischem Haftbefehl seine Auslieferung. Würde man 

das Gesetz in der jetzigen Form anwenden, läge hier keine Tat mit Auslandsbezug 

vor. Das scheint mir jedoch sehr widersinnig. Im Übrigen dürfte Deutschland in 

diesem Fall nach dem Rahmenbeschluss die Auslieferung gar nicht verweigern. 

Zweitens: Sowohl für den Auslands- als auch für den Inlandsbezug wird jeweils 

vorausgesetzt, dass sowohl der Handlungs- als auch der Erfolgsort im Ausland bzw. 

im Inland liegt. Das passt auf die wenigen Tatbestände auch im Katalog des Art. 2 

Abs. 2 RB, welche Erfolgsdelikte sind und bei der, wie zum Beispiel beim 

Tötungsdelikt, abgetrennt von der Handlung der Tötungserfolg erforderlich ist. Das 

passt nicht auf die vielen Fälle wie beispielsweise Rauschgifthandel, Mitgliedschaften 

in einer terroristischen Vereinigung, Kinderpornographie, Korruption etc. Dies sind 

alles Fälle aus dem Katalog, die überhaupt keinen Erfolg brauchen oder haben. 

Dieser Fall ist nicht geregelt und man müsste dann eigentlich sagen, dass etwa wenn 

jemand im Ausland Kinderpornographie verkauft oder konsumiert, dass das dann 

weder ein Fall mit Auslandsbezug, noch ein Fall mit Inlandbezug ist, weil der  Erfolg 

überhaupt nicht vorkommt und deswegen weder im Aus- noch im Inland stattfindet. 

Es wäre also ein Mischfall, was eigentlich der Sache nach nicht richtig sein kann. 

Problematisch ist auch der Umstand, dass der In- und Auslandsbezug jedenfalls in 



 22

der Regel durch den jeweiligen Tatort hergestellt sein soll, wie das in den 

Ausnahmefällen sein soll, bleibt hingegen offen. Die Gesetzesbegründung sagt, das 

sollen Mischfälle sein, das passt aber auch nicht immer und stimmt in den Fällen 

auch nicht mit dem Rahmenbeschluss überein, bei denen der Tatort im Ausland liegt. 

Nach dem Rahmenbeschluss könnte man schlecht die Auslieferung verweigern, es 

könnte aber sein, dass dennoch ein Ausnahmefall vorliegt, der dennoch 

Inlandsbezug hat. Wie man überhaupt bei der Interessensabwägung bei den 

Mischfällen vorgehen soll, ist mir nicht recht klar geworden. Es herrschte in der 

Aufstellung der Interessen, die in die Gesamtabwägung eingehen sollten, eine große 

Fantasie und alles wurde bunt zusammen gemischt; angefangen bei den Interessen 

des Verfolgten bis hin zu den praktischen Interessen der Justiz usw., aber es fehlt 

das Bezugskriterium, worauf eigentlich abgestellt werden soll. Da ist die Rede vom 

schutzwürdigen Vertrauen des Verfolgten in seine Nichtauslieferung. Wo aber dieses 

Vertrauen herkommen soll, bzw. dass es hierfür keine klare Regelung gibt, bzw. was 

inwiefern schutzwürdig ist, erschließt sich mir nicht. Wenn also selbst die Ratio nicht 

erkennbar ist, dann weiß man auch nicht, worauf hin man eigentlich abwägen soll. 

Soviel zu dem § 80 IRG-E. Vielleicht noch ganz kurz zu der Frage der 

Überprüfbarkeit der Bewilligungsentscheidung. Da scheint mir zunächst das 

Grundübel des früheren Gesetzes nicht beseitigt zu sein, nämlich das des § 83b 

IRG-E, wo es um die Bewilligungskriterien geht, ganz unterschiedliche Dinge 

zusammen gemischt sind. Einiges dazu ist bereits gesagt worden. Ich stimme 

überein, dass einiges in die Zulässigkeitsentscheidung gehört, weil es die Interessen 

des Verfolgten betrifft, vor allem die Nr. 4, welche die Höhe des Strafmaßes betrifft. 

Anderes gehört sicher zum außenpolitischen Bereich, also etwa die Frage, wie zu 

verfahren ist, wenn mehrere Staaten die Auslieferung begehren. Aber das ist alles so 

durcheinander geworfen und mithin keine systematische Regelung. Problematisch 

erscheint mir, dass in § 79 Abs. 2 Satz 1 IRG-E zunächst mal eine Erklärung der 

Bewilligungsbehörde verlangt wird, was sie genau beabsichtige. Nun sind Absichten 

ja etwas, was man hat, ob man diese dann auch umsetzt, ist die zweite Frage. Es 

bleibt offen, wie zu verfahren ist, wenn die Bewilligungsbehörde, nachdem das 

Gericht entschieden hat, seine Absicht ändert. Das kann zu Gunsten des Verfolgten 

ausgehen, sofern dann doch ein Bewilligungshindernis bejaht wird, dann wird sich 

niemand darüber beschweren. Es kann aber dann doch zum Nachteil ausgehen, 

sprich zunächst erklärt die Behörde, es bestünde ein Bewilligungshindernis und wir 
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wollen nicht bewilligen. Was dann geschieht ist vom Gesetz nicht geregelt. Laut 

Begründung zum Gesetz wäre das Verfahren beendet und das Gericht wird gar nicht 

tätig. Ich meine, dies sollte aber schon aus Gründen der Rechtssicherheit im Gesetz 

geregelt sein. Die Behörde muss sich also zunächst festlegen, indem sie sagt, sie 

werde ein Bewilligungshindernis annehmen oder auch nicht, und für den Fall, dass 

das Bewilligungshindernis angenommen wird, sollte ein gerichtlicher Beschluss 

darüber gehen, dass das Auslieferungsverfahren beendet ist. § 79 Abs. 3 IRG-E 

erfasst die Fälle, in denen nachträglich Anzeichen auftauchen, dass vielleicht doch 

ein Bewilligungshindernis bestehen könnte. Dann soll nachträglich doch noch wieder 

gerichtlicher Rechtsschutz erlangt werden können. Das scheint mir prinzipiell richtig 

zu sein, weil Art. 19 Abs. 4 GG gelten soll und muss. Das ist aber praktisch schwierig 

zu handhaben. Es wird also einmal eine gerichtliche Zulässigkeitsentscheidung 

getroffen und dann taucht ein neuer Umstand auf, was zur Folge hat, dass die Sache 

nochmals vor Gericht gebracht würde. Das wäre auch eine gute 

Verzögerungsstrategie und insofern sehr einfach, als dass schon eine Selbstanzeige 

reichen würde, was zur Folge hätte, dass ein nachträgliches Ermittlungsverfahren im 

Sinne des 83b IRG-E eingeleitet werden müsste und schon wäre ein nachträglicher 

Umstand da, der eine zweite gerichtliche Überprüfung ermöglicht. Letzter Punkt: In § 

74b IRG-E steht kategorisch drin, dass die Bewilligungsentscheidung unanfechtbar 

sei. Jedoch regelt § 79 Abs. 3 IRG-E auch, was genau noch anfechtbar ist, demnach 

müsste in § 74b IRG-E stehen, dass § 79 Abs. 3 IRG-E unberührt bleibt und dieser 

Widerspruch beseitigt würde.  

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Vielen Dank Herr Professor Weigend. 

Jetzt schlage ich vor, dass wir zunächst mit einer Fragerunde beginnen, wir die 

Fragen sammeln und die Sachverständigen diese anschließend beantworten. 

 

 

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger (FDP): Recht herzlichen Dank für Ihre 

Stellungnahmen zu dem vorliegenden Gesetzentwurf. Ich möchte mit einem Punkt 

anfangen, der nur zum Teil von Ihnen, Herr Prof. Dr. Böse, angesprochen worden ist, 

und zwar die Problematik der Rücküberstellung, die ja in Ihren schriftlichen 

Stellungnahmen auch überall eine wichtige Rolle spielt. Das war ja auch ein Punkt, 

der beanstandet worden war vom Bundesverfassungsgericht und jetzt das gesicherte 
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Anbieten im Gesetzentwurf in § 80 Abs. 1 aufgenommen worden ist. Aber im 

Zusammenhang mit der Rücküberstellung treten Probleme auf. Da wollte ich gerade 

ja an Sie noch mal, Herr Prof. Böse, aber auch an Sie, Herr Prof. Herdegen, folgende 

Frage richten: Wenn die Rücküberstellung erfolgen sollte und es liegt ein Fall vor, so 

wie es in der Begründung des Gesetzentwurfes angenommen wird, dass ein Fall der 

beiderseitigen Strafbarkeit nicht gegeben ist, dann sagt der Gesetzentwurf, soll aus 

rechtstaatlichen Gründen nicht rücküberstellt werden. Das heißt, derjenige, der dann 

verurteilt ist, aber in Deutschland wegen dieser Tat nicht hätte verurteilt werden 

können, bleibt im Ausland und Sie sagen, Herr Dr. Böse, da muss die Möglichkeit - 

Sie haben drei Alternativen genannt - der Rücküberstellung möglich sein. Sie haben 

einen Punkt hier in Ihrer mündlichen Ausführung nicht gebracht, nämlich, dass in 

diesen Fällen möglicherweise auf das Europaratsübereinkommen der Umwandlung 

Bezug genommen werden könnte und danach eine Rücküberstellung mit dann einer 

Umwandlung erfolgen sollte. Meine Frage an Sie: Wäre unter Berücksichtigung auch 

rechtstaatlicher Gründe, wenn ich mal die Annahme im Gesetzentwurf der 

Bundesregierung in der Begründung für richtig halte nur danach dann rechtstaatlich 

eine Rücküberstellung überhaupt möglich, was bedeutet das? Gibt es überhaupt 

heute schon die Anwendung dieses Europaratsübereinkommen mit dieser 

Umwandlung in der Praxis und ist das dann ein rechtstaatlich möglicherweise 

gangbarer Weg, oder hieße das nicht, dass das schon viel früher, nämlich im 

Zusammenhang mit der Bewilligungsentscheidung und der 

Zulässigkeitsentscheidung eigentlich schon geprüft werden müsste. Und dass es 

möglicherweise schon gar nicht zu der ersten Entscheidung kommen dürfte. Dazu 

hätte ich gerne, weil ich das für einen problematischen Punkt halte, gern von Ihnen 

eine Antwort. Der zweite Punkt, Herr Rechtsanwalt Rosenthal, Sie haben sehr klar 

hier die Zweistufigkeitsregelung kritisiert. Andere nicht ganz so deutlich wie Sie, bis 

dahin, dass Sie ja im Hinblick auf die dort eingebaute so genannte 

Rechtsschutzmöglichkeit sehr klare Worte gebraucht haben. Meine Frage noch mal 

an Sie. Wie wäre aus Ihrer Sicht unter Beachtung von Artikel 19 Abs. 4 GG und einer 

ausgeprägteren Rechtschutzmöglichkeit des Verfolgten denn das Verfahren 

auszugestalten? Eine Zulässigkeitsprüfung, in die nach Ihren Vorstellung welche 

Kriterien eingebaut werden müssten, mit welchen Konsequenzen für den Verfolgten? 

Also eine Umkehr der bisherigen Praxis und auch des bisherigen Verfahrens, wie wir 

es auch in der alten Fassung des IRG gekannt haben. Dann hätte ich gerne, Herr 
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Prof. Albrecht, an Sie noch eine Frage gerichtet. Sie haben ja sehr grundsätzlich das 

Demokratiedefizit hier beklagt und ich wollte Sie fragen vor dem Hintergrund auch 

anderer Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofes, die sich mit der 

Bindungswirkung und Durchgriffsmöglichkeit von Rahmenbeschlüssen auf den 

nationalen Gesetzgeber befassen, ich denke an dieses Pupino-Urteil des 

Europäischen Gerichtshofes, dass möglicherweise eine viel stärkere unmittelbare 

Durchgriffsmöglichkeit des Rahmenbeschlusses auf den nationalen Gesetzgeber 

vorliegt und damit die nationalen Befugnisse doch sehr viel mehr eingeschränkt 

werden, als das in manch Äußerungen und Bewertungen eben der Gutachter hier 

zum Ausdruck kam. Ich möchte es eigentlich bei diesen paar Punkten zunächst mal 

in der ersten Runde bewenden lassen. 

 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwenningen) (CDU/CSU): Herr Prof. Herdegen, Sie 

haben dankenswerter Weise darauf hingewiesen, dass der Gesetzentwurf sich mit 

einer schlichten Verweisung auf den Rahmenbeschluss begnügt, ohne die 

Katalogtaten zu benennen. Was schlagen Sie stattdessen vor? Zweite Frage an 

Herrn Prof. Dr. Brenner. Insbesondere Herr Dr. Ahlbrecht hat diese unbestimmten 

Rechtsbegriffe maßgeblicher Inlandsbezug, maßgeblicher Auslandsbezug, Mischfälle 

kritisiert. Nun waren wir vielleicht nicht schlecht beraten, genau diese vom 

Bundesverfassungsgericht kreierten Begriffe in den Gesetzentwurf zu übernehmen. 

Sind diese Begriffe, die sicher ausfüllungsbedürftig sind, grundgesetzlich 

problematisch oder nicht? 

 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Danke, Herr Vorsitzender. Ich habe jetzt 

in der ersten Runde zwei Fragen. Die eine ganz konkrete an Sie, Herr Böhm. Wenn 

ich es richtig verstanden habe, haben Sie hier in Ihren mündlichen Ausführungen 

gesagt, dass der Rahmenbeschluss über den europäischen Haftbefehl, 

insbesondere dann, wenn es um deutsche Staatsangehörige gehe, es ermögliche 

die Auslieferung von der gegenseitigen Strafbarkeit doch abhängig zu machen. Wir 

sind bisher davon ausgegangen, dass dies zumindest für den Bereich der 

Deliktsgruppen des Artikels 2 auch bei Deutschen nicht mehr geprüft werden soll. 

Also, wenn ich Sie richtig verstanden habe, wäre das eine Position, die ich Sie zu 

erklären bitte, weil ich sie dann nicht verstehen würde. Und meine zweite Frage 

richtet sich an die beiden Kollegen Rosenthal und Dr. Ahlbrecht. Wir haben im 
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bisherigen Gesetz, und das wiederholt der neue Entwurf, bei der Frage der 

Pflichtverteidigerbestellung in § 40 eine Beschränkung der Notwendigkeit der 

Bestellung eines Pflichtverteidigers lediglich auf die Fälle des europäischen 

Haftbefehls, die sich nach Wertung des Gerichts als besonders schwierig in der 

Sach- oder Rechtslage darstellen und das Gesetz expliziert einen solchen Fall der 

besonderen Sach- und Rechtslage mit dem Wörtchen ‚insbesondere’, nämlich, wenn 

im konkreten Einzelfall die Subsumption der im Haftbefehlstext dargestellten Tat 

unter eine Deliktsgruppe sich als schwierig erweist. Nun haben wir inzwischen auf 

dem Tisch einen weiteren Vorschlag für einen Rahmenbeschluss aus Brüssel, wo 

einige wenige grundlegende Beschuldigtenrechte einheitlich festgelegt werden 

sollen. Und in diesem Vorschlag aus Brüssel schreibt der Vorschlag selbst das 

Erfordernis einer Pflichtverteidigerbestellung in allen Fällen des europäischen 

Haftbefehls vor. Meine konkrete Frage an Sie ist deswegen: Würden Sie es für 

sinnvoll oder gar für notwendig erachten, dass man in das Gesetz für alle Fälle des 

europäischen Haftbefehls, zumindest für die Fälle, wo sich der Beschuldigte nicht mit 

dem vereinfachten Verfahren einverstanden erklärt, eine notwendige Verteidigung 

ins Gesetz hinein schreibt? 

 

Dr. Carl-Christian Dressel (SPD): Ich habe vor dem Hintergrund des 

Bundesverfassungsgerichtsurteils vom 18. Juli 2005 zwei Fragen. Das erste nur zur 

Verständlichkeit. Ich habe Sie beide, Herrn Böse und Herrn Brenner, so verstanden, 

dass Sie die Entscheidung so interpretieren, dass in jedem Fall Probleme hinsichtlich 

des Rahmenbeschlusses und dessen Gültigkeit für die Rechtsordnung der 

Bundesrepublik Deutschland nicht bestehen und dass Ihrerseits Änderungsbedarf 

aufgrund dieses Urteils nur hinsichtlich der Zulässigkeit der Auslieferung Deutscher 

und des Rechtsschutzes bestehen und aufgrund dieser Grundlage richtet sich der 

zweite Teil meiner Frage an die Praktiker, an Herrn Böhm und Herrn Ettenhofer. Es 

gibt ja von dem Gesetz eine einjährige Praxis, nämlich vom Inkrafttreten 2004 bis zur 

vorbezeichneten Entscheidung 2005. Sehen Sie über die vom 

Bundesverfassungsgericht genannten tragenden Gründe hinaus überhaupt 

Änderungsbedarf im Rahmen des Gesetzes, das Sie ein Jahr lang vollzogen haben? 

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Vielen Dank, Herr Dressel. Ich sehe jetzt 

keine weiteren Fragen. Dann schlage ich vor, dass wir die erste Antwortrunde 
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beginnen. Ich schlage ich dass wir mit Herrn Dr. Ahlbrecht beginnen. Ihnen liegt eine 

Frage von Herrn Montag vor. Bitte schön. 

 

SV Dr. Ahlbrecht: Herr Montag, Sie hatten zu Recht angesprochen die Frage der 

Pflichtverteidigerbestellung. Kurzer Blick zurück. Schon bei der ersten Anhörung war 

das einer der Vorschläge, grundsätzlich in diesem Verfahren beim europäischen 

Haftbefehl eine Pflichtverteidigerbestellung vorzusehen, wenn sich der Verfolgte 

nicht mit der vereinfachten Auslieferung einverstanden erklärt. Problem an der 

Geschichte: Der Verfolgte wird vor dem Amtsgericht vorgeführt, ihn befällt ein 

extremer Mitteilungsdrang. In der Situation wird er gefragt, wird er außerdem auch 

noch gefragt, ob er sich denn nicht lieber mit der vereinfachten Auslieferung 

einverstanden erklärt oder nicht. Sprich, wenn man darauf abstellen würde, erst nach 

dieser Frage, die er ja mit ja oder nein zu beantworten hat, dann ist es schon zu spät. 

Weil zu dem Zeitpunkt kriegt man ja so schnell keinen Pflichtverteidiger zum 

Amtsgericht. Ich bin deshalb grundsätzlich dafür, das habe ich auch in meiner 

Stellungnahme oder als eine meiner Thesen aufgenommen, für eine zwingende und 

sofortige Pflichtverteidigerbeiordnung vor der ersten amtsgerichtlichen Anhörung bei 

Auslieferung Deutscher in § 40 Abs. 2. Und zwar deswegen, weil das 

Bundesverfassungsgericht ganz deutlich ausgeführt hat, dass die deutsche 

Staatsangehörigkeit eine besondere Schutzverpflichtung des Staates begründet. 

Meines Erachtens ist diese Schutzverpflichtung auch auf die privilegierten Ausländer 

zu erstrecken, privilegierte Ausländer, wie sie im Sinne der Vorgängervorschrift des 

alten Gesetzes abzuleiten ist. In diesem Zusammenhang, und das ist hier auch noch 

nicht richtig betont worden, die deutsche Staatsangehörigkeit soll einen besonderen 

Schutz bewirken. Das soll beachtet werden. Das ist meiner Meinung nach nur dann 

umsetzbar, wenn zumindest in diesem Kreis die beiderseitige Strafbarkeit bei 

Auslieferungsersuchen gegen Deutsche geprüft wird. So oft kommt das nicht vor und 

ich erinnere an einige Oberlandesgerichte, die in ihre Entscheidungen auch 

sinngemäß noch folgenden Passus immer mit aufnehmen und im übrigen besteht 

auch die beiderseitige Strafbarkeit, weil sich einige Oberlandesgerichte ja der 

Problematik der Vorgängervorschrift nämlich sehr bewusst waren. Ich kann das noch 

nachreichen, welche Oberlandesgerichte das waren. Aber es waren einige 

Oberlandesgerichte, die immer noch sicherheitshalber die beiderseitige Strafbarkeit 

geprüft haben. Bei Deutschen meiner Meinung nach zu Recht. Also im Sinne Ihrer 
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Frage, ja auf jeden Fall Pflichtverteidiger beiordnen, zumindest für Deutsche und 

privilegierte Ausländer. 

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Vielen Dank. Jetzt Herr Professor Albrecht 

auf die Fragen von Frau Leutheusser-Schnarrenberger. 

 

SV Prof. Dr. Peter-Alexis Albrecht: Es ging um den Durchgriff auf die nationalen 

gesetzgeberischen Rahmenbeschlüsse, ich will jetzt keine Ausführungen zur 

verfassungsrechtlichen Relevanz dieses europäischen Rechtsinstituts machen. Das 

ist nicht meine Profession. Ich will nur sagen, was diese Rahmenbeschlüsse für das 

Strafrecht bedeuten. Und das ist eine problematische Betrachtungsweise, die sich da 

aufdrängt, die man vorher vielleicht gar nicht hatte. Dieser Rahmenbeschluss prägt 

das deutsche Strafrecht in neuer Weise. Und zwar anders, als im ersten Blick meint. 

Es ist eben nicht nur Verfahrensrecht, was geprägt wird, sondern da man sozusagen 

einen Grundsatz maximaler Punität eingeführt hat, das heißt, in jedem europäischen 

Land wird die schärfste Strafandrohung und das schärfste Gesetz zugrunde gelegt. 

Das eint uns jetzt in Europa, dass wir uns jetzt die schärfsten Gesetze gegenseitig 

anerkennen. Ganz anders, als die Richtlinienpraxis eigentlich das vorher vorsah, 

dass dieser Rahmenbeschluss in anderen Fällen den Warenverkehr betraf. Da sollte 

sozusagen das liberalste Modell im Warenverkehr durchschlagen. Kann man sagen, 

prima Europa. Nun im Strafrecht, da geht es ja nur um Lumpen. Da kriegt man die 

Bevölkerung immer auf die Seite. Da nimmt man jetzt die schärfsten Normen und 

diese Art von Technik, dass man auf dieser Ebene verklammert den 

Rahmenbeschluss mit offenen Kategorien und ein scharfes exekutives 

Haftbefehlsverfahren, entsteht eine neue Qualität von Recht, die das nationale 

Strafrecht betreffen wird. Da sind die These und die Forderung eigentlich eindeutig. 

Das muss vor dem Hintergrund des Artikel 103 Abs. 2 GG Gültigkeit haben. Und 

dann rauschen alle Katalogtaten durch, die hier heute schon angesprochen wurden. 

Die halten diesem 103 Abs. 2 GG, dem Bestimmtheitsgebot, nicht stand. Und ich 

meine, wir sollten auch nicht ohne Not diese rechtstaatlichen Minima aufgeben und 

Europa einigen vor dem Verzicht auf rechtstaatliche Prinzipien. Das sehe ich als 

kontraproduktiv an und würde dem Einigungsverlangen Europas auch in keiner 

Weise Genüge tun. Vielleicht im Vordergrund. Auf Sie kommt vermutlich demnächst 

neues zu, nämlich die europäische Beweisanordnung. Das wird ja noch schöner, 
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wenn da das gleiche Prinzip durchdringt. Dann heißt es, wir erkennen jeweils die 

schärfsten strafprozessualen Maßnahmen an und dann ist es so, dass Länder wie 

beispielsweise, - jetzt haben sie es wohl geändert, in Belgien -, die keinen 

Presseschutz kennen, die deutsche Justiz auffordern werden, in den Schreibtischen 

der Journalisten nachzufassen, um dort Beweismittel zu beschaffen und wir müssen 

ja sagen, weil wir uns die schärfsten exekutiven Durchgriffe gegenseitig anerkennen. 

Also auch hier wird uns nichts anderes übrig bleiben zu sagen, Moment, das geht auf 

Kosten des deutschen Grundrechtstatus und das sind Standards und da müssen wir 

Halt sagen. Ich meine, das ist erreicht und die Grundrechte verwehren einen Eingriff 

dieser Art. Und das wirkt sich eben auf die Rahmenbeschlüsse aus. 

 
Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Vielen Dank. Jetzt erteile ich das Wort 

Herrn Böhm auf die Fragen von Herrn Montag und Herrn Dressel. 

 

SV Klaus Böhm: Herr Montag, zunächst einmal vielen Dank, dass Sie mir 

Gelegenheit geben, das noch ein bisschen zu erläutern. Es ist in der Tat ein 

bisschen kompliziert, weshalb ich der Meinung bin, dass ich bei Deutschen die 

beiderseitige Strafbarkeit prüfen darf. Wenn man die Vorschriften Artikel 4 Nr. 7 liest, 

bekommt man ein bisschen Anhalt. Nach a), nach den Rechtsvorschriften des 

Vollstreckungsmitgliedsstaates also, das sind die Inlandsfälle. Die kann ich, obwohl 

es da nicht auf die Frage der beiderseitigen Strafbarkeit ankommt, da kann ich das 

Kriterium dort einstellen; b) …. (nicht verständlich) außerhalb des Hoheitsgebietes des 

Ausstellungsmitgliedsstaates begangen wurden und die Rechtsvorschriften des 

Vollstreckungsmitgliedsstaates von Straftaten gleicher Art nicht zulassen. Das sind, 

wenn man es genau sieht, eigentlich nur Taten mit maßgeblichem Auslandsbezug. 

Aber da fängt ja das Problem schon an wie in dem Fall aus Belgien, den ich schon 

geschildert habe. Es war teilweise in Deutschland begangen, teilweise in Belgien. Da 

hätte ich Spielraum, die Mischfälle rein zu nehmen. Und dann habe ich die Taten mit 

rein maßgeblichem Auslandsbezug und da gebe ich Ihnen Recht. Da habe ich mich 

nicht ganz deutlich ausgedrückt. Das können Sie allein aus dem Rahmenbeschluss 

natürlich schwer rausnehmen. Aber da hat natürlich das Bundesverfassungsgericht 

gesagt, dass der Rahmenbeschluss deutsche Grundrechte nicht obsolet macht. Und 

in wie weit der Gesetzgeber den Schutz des Artikel 16 GG, also gerade bei 

Deutschen ausprägt, hat er meiner Meinung nach, einen gewissen Spielraum, 
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durchaus sagen zu können, eben weil es auch ausgesprochen den Grundsatz der 

Verhältnismäßigkeit gibt bei Deutschen. Meine persönliche Auffassung, auch mit 

Auslandsbezug lassen wir das nur im Fall der beiderseitigen Strafbarkeit zu. Also, ich 

denke, dass sowohl der Rahmenbeschluss wie auch das Grundgesetz, Artikel 16, 

nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes den Gesetzgeber dazu 

ermächtigen würde. Meine Auffassung. Die zweite Frage, ob sich sonstige Bedenken 

ergeben haben. Da bin ich sehr dankbar wegen der Frage. Das gibt mir noch mal die 

Gelegenheit auf die Schwachstellen, ich hatte schon in meinem Vortrag darauf 

hingewiesen, einzugehen, sie ganz klar und deutlich zum Ausdruck bringen. Erstens 

Verhältnismäßigkeitsklausel. So eine muss in § 73 auch bei Ausländern 

aufgenommen werden. Wir haben beim Oberlandesgericht Fälle heutzutage, die es 

früher nicht gegeben hätte. Das hängt einerseits zusammen mit der Kleinkriminalität, 

Auslieferung wegen 200 Euro. Also Minimalfälle, wo ein europäischer Haftbefehl 

beantragt wird und wir stehen dann vor der Frage, sollen wir ausliefern? Dann kommt 

folgendes Problem: Würden wir das nach deutschem Recht prüfen, würden wir 

sagen, eine Auslieferung wegen 200 Euro ist rechtstaatswidrig? Ganz herrschende 

Praxis. Aber da muss ich fragen, wie ist es in Europa zu fassen, ob 200 Euro eine 

Haftstrafe rechtfertigt. Das ist sehr schwierig und es wird noch viel schwieriger, wenn 

Sie das andere Extrem sehen. Die exorbitant hohen Strafen. Also beispielsweise für 

ein Gramm Heroin 7 Jahre Haft in Portugal. Würde ich das nach deutschem Recht 

beurteilen, würde ich sagen, und das ist gängige Rechtsprechung aller 

Oberlandesgerichte, derart hohe Sanktionen sind unverhältnismäßig nach 

deutschem Recht. Jetzt prüfe ich das aber nach europäischem ordre public. Also, ich 

prüfe jetzt, ob in Polen oder nach europäischen Maßstäben für 1 Gramm Besitz 

Heroin 7 Jahre Strafe angemessen sind. Und da hat das Bundesverfassungsgericht 

ganz deutlich gesagt, der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist auch nach 

deutschem Recht ein Kriterium. Deswegen mein Vorschlag, in § 73 IRG-E noch 

einzufügen: „Liegt dem Ersuchen ein europäischer Haftbefehl zugrunde, so ist die 

Leistung von Rechtshilfe unzulässig, wenn die Erledigung unverhältnismäßig wäre 

oder zu dem Artikel 6 des Vertrages im Widerspruch stünde“. Das ist meiner 

Meinung durch die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes an sich schon 

vorgegeben.  

Das zweite Problem, ich kann es nur noch mal sagen, machen Sie sich bitte 

Gedanken über diese Meistbegünstigung. Das ist ein wirkliches Problem. 
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Meistbegünstigung bedeutet, wenn das Oberlandesgericht zur Auffassung kommt, 

eine Auslieferung sei unzulässig nach dem europäischen Haftbefehlsgesetz. Weil es 

sich z.B. um einen gleichgestellten Ausländer handelt. Weil z.B. die 

Rücküberstellung nicht gesichert ist. Dann würde nach der Meistbegünstigung 

folgende Regelung eingreifen: wir müssten ergänzend prüfen, ob das nach dem 

europäischen Auslieferungsübereinkommen zulässig wäre. Aber früher gab es diese 

Schutzmechanismen nicht. Also sind all die Diskussionen, die hier geführt werden 

über gleichgestellte Ausländer, über Fluchtfälle, es gibt noch eine Vielzahl von 

Sonderproblemen, eigentlich inhaltsleer, obsolet, wenn ich mehrstufig prüfen muss. 

Alle Oberlandesgerichte, meine Damen und Herren, haben diese Regelung als nicht 

wirksam betrachtet. Es gibt mehrere Entscheidungen. Das Kammergericht hat es 

dem Bundesgerichtshof vorgelegt. Der hat nicht mehr drüber entschieden. Aber das 

Problem kommt wieder, deshalb würde ich sagen, würde ich dafür plädieren, 

streichen Sie die Regelung des 1 Abs. 4. IRG-E. Wir haben ein verrechtliches 

Verfahren. Es kann nicht angehen, einem Verfolgten Schutzrechte zu gewähren, 

ausdrücklich durch den Gesetzgeber und sie ihm auf der anderen Seite gleich wieder 

weg zu nehmen. Das kann nicht Recht sein und ich kann mir auch nicht vorstellen, 

dass so eine Regelung vor dem Verfassungsgericht Bestand haben könnte. 

Rechtsanwalt Ahlbrecht hat noch einmal darauf hingewiesen, abschließend 

Belehrung von Deutschen und gleichgestellten Ausländern über ihre Rechte. Das 

sollte aufgenommen werden. Ich habe schon darauf hingewiesen, da einen 

Formulierungsvorschlag zu § 80 IRG zu machen. Da habe ich diese Frage 

aufgenommen. Ich habe auch die Frage der Rücküberstellung aufgenommen 

aufgrund der Bundesratslösung und auch noch mal gesagt, der Grundsatz der 

Verhältnismäßigkeit allgemein, wird auch bei Deutschen ständig zu prüfen sein, auch 

bei Taten mit maßgeblichem Auslandsbezug, wenn man die Entscheidung des 

Verfassungsgerichts genau nimmt. In aller Regel wird sich bei Taten mit 

maßgeblichem Auslandsbezug eine Frage sich nicht stellen. Es wird immer 

Einzelfälle geben und das sollte vielleicht aufgenommen werden. Ich denke, das sind 

die maßgeblichen Punkte. 

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Vielen Dank, Herr Böhm. Jetzt Herr Prof. 

Böse auf die Fragen von Frau Leutheusser-Schnarrenberger und Herrn Dressel. 
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SV Prof. Dr. Böse: Vielen Dank Herr Vorsitzender. Zunächst zur Frage der 

Rücküberstellung und zur Frage der Umwandlung. Das ist sicherlich ein gangbaren 

Weg, wie man Härtefällen Rechnung tragen kann, denke ich. Das Problem ist 

natürlich, dass in diesem Europaratsübereinkommen die beiderseitige Strafbarkeit 

gefordert ist als Voraussetzung. Das heißt, man müsste dem Rahmenbeschluss -ich 

denke, dass kann man für diese Fälle -, einen Dispens gewissermaßen von dieser 

völkerrechtlichen Regel entnehmen und das in nationales Recht umsetzen. Das 

weitere Problem, das damit zusammen hängt ist natürlich, dass man dann, wenn 

man eine Tat hat, die nach deutschem Verständnis nicht strafbar ist, auch keinen 

Strafrahmen für eine Umwandlung zur Entscheidung hat. Das heißt, man müsste 

dann auch regeln, was für ein Strafrahmen umzuwandeln wäre. Im vertragslosen 

Rechtshilfeverkehr, ich hatte das mit den Ordnungswidrigkeiten schon 

angesprochen, hat man ein ähnliches Problem. Da sagt man Freiheitsstrafe bis zu 

zwei Jahren. So eine Regelung könnte man ja in unserem Falle auch treffen. Man 

könnte auch mit dem Rahmen weiter runter gehen, das ist ein Akt der politischen 

Entscheidung, würde ich mal sagen. Aber damit könnte man sicherlich Härten 

mildern und das wäre von daher ein gangbarer Weg. Verfassungsrechtlich gefordert, 

denke ich, ist es nicht unbedingt, denn nach meiner Ansicht ist die 

Vollstreckungshilfe, und um einen solchen Fall handelt es sich ja, wiederum um 

einen Fall der Rechtshilfe. Das heißt in einem Fall, bei der Auslieferung haben wir 

gewissermaßen Verfolgungshilfe und bei der Rücklieferung, Rücküberstellung haben 

wir dann Vollstreckungshilfe. Das heißt, wenn man in dem einen Bereich bereit ist, 

auf das Prinzip der beiderseitigen Strafbarkeit zu verzichten, dann ist es, denke ich, 

auch zulässig, das in diesem anderen Bereich zu tun. Mal jenseits der Fragen, wie 

sich dann Europarecht zum nationalen Verfassungsrecht verhält. Es ist ja in der 90er 

Jahren schon mehrfach gefordert worden, dass man in dem Auslieferungsverkehr 

Abstriche macht bei dem Prinzip der beiderseitigen Strafbarkeit und es ist ja zum Teil 

auch schon vor dem Rahmenbeschluss erfolgt. Für bestimmte Deliktgruppen etwa, 

auch die Bildung krimineller oder terroristischer Vereinigungen.  

Zu der anderen Frage von Herrn Dressel. Da bin ich mir nicht ganz sicher, ob ich sie 

richtig verstanden habe. Meinten Sie, in wie weit jetzt sozusagen Widersprüche 

zwischen Verfassungsrecht und dem Rahmenbeschluss bestehen und in wie weit 

man die dann auflösen müsste? Also, ich denke, den Vorgaben des 

Bundesverfassungsgerichts kann man nachkommen, ohne gegen den 
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Rahmenbeschluss zu verstoßen. Es ist ja letzten Endes auch eine der Aussagen des 

Bundesverfassungsgerichts gewesen. Der Gesetzgeber hat den 

Umsetzungsspielraum, den der Rahmenbeschluss einräumt, nicht genutzt. 

Insbesondere die Möglichkeiten nach Artikel 4 Nr. 7 RbEUHb . Eine Frage, die hier 

verschiedentlich auch schon diskutiert worden ist, sind diese Deliktgruppen. Wieweit 

da Spannungen oder möglicherweise sogar Verletzungen des Artikel 103 Abs. 2 

Grundgesetz bestehen. Das Bundesverfassungsgericht hat diese Frage ja letztes 

Endes offen gelassen bzw. gesagt, das muss hier nicht entschieden werden, da ein 

solcher Verstoß auf jeden Fall vermieden wird, wenn diese Taten mit maßgeblichem 

Inlandsbezug, wenn wegen dieser Tat nicht ausgeliefert wird. Deshalb denke ich, ist 

in allen anderen Bereichen das Prinzip der beiderseitigen Strafbarkeit 

verfassungsrechtlich nicht gefordert. Bei diesen Deliktgruppen, der europäische 

Gesetzgeber, der Rat hat da ja nicht in den Himmel gegriffen und sich irgendwelche 

Begriffe ausgedacht, sondern das sind ja alles Begriffe, die haben irgendwo ihren 

Ursprung. Das sind zum Teil europarechtliche Harmonisierungsmaßnahmen, das 

sind zum Teil internationale Übereinkommen. Etwa Cyber-Kriminalität, an die dort 

angeknüpft wird und die von daher mit einem gewissen Begriffsinhalt auch versehen 

werden können. Ich denke, das ist nicht Aufgabe des nationalen Gesetzgebers, das 

jetzt hier im Einzelnen zu konkretisieren, denn die Strafnorm, aus der sich die 

Strafbarkeit dann ergibt, ist ja das nationale Strafgesetz des Mitgliedstaates, der 

dann verfolgt. Und dort sind die einzelnen Voraussetzungen dann ja genannt.  

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Herr Prof. Brenner jetzt auf die Fragen von 

Herrn Kauder und Herrn Dressel. 

 

SV Prof. Dr. Brenner: Vielen Dank, Herr Vorsitzender. Herr Kauder, Sie hatten nach 

den unbestimmten Rechtsbegriffen gefragt und meinten damit vor allem die Tat mit 

maßgeblichem Auslandsbezug und maßgeblichem Inlandsbezug. Ihre Frage ging 

dahin, ob die Verwendung solcher Begriffe im Gesetz verfassungsrechtlich 

problematisch ist. Ich würde meinen: Nein. Es ist hier zugegebener Maßen ein 

gewisses Abstraktionsniveau vom Gesetzgeber verwendet worden bei der Wahl 

dieser Begriffe. Andererseits ist es im Niveau, meine ich, dann doch wieder erheblich 

heruntergezoomt worden dadurch, dass der Gesetzgeber etwa im § 80 Abs.1 Satz 2 

IRG-E versucht hat, doch deutlich zu formulieren, was eine solche Tat mit 
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maßgeblichem Auslandsbezug ist. Wenn ich hier lese, dass eine solche Tat in der 

Regel vorliegt, wenn die Tathandlung vollständig oder in wesentlichen Teilen auf 

dem Hoheitsgebiet des ausländischen Staates begangen wurde und der Erfolg 

zumindest in wesentlichen Teilen dort eingetreten ist, dann frage ich mich, wie viel 

konkreter der Gesetzgeber hier denn noch werden kann, wenn er nicht in eine 

Aufzählung aller möglichen Konstellationen abdriften wollte, die faktisch gar nicht zu 

leisten wäre. Also es ist mir schwer vorstellbar, welche Alternative hier zu dem 

Gesetzgeber sich böte. Das gleiche gilt im Hinblick auf den § 80 Abs. 2 IRG-E, wo 

die Tat mit maßgeblichem Inlandsbezug doch in erheblichem Maße eingegrenzt wird. 

Und wenn man dazu noch liest, das Urteil des Bundesverfassungsgerichts liest, das 

noch mal drauf abstellt, dass eine Tat mit maßgeblichem Inlandsbezug vor allem 

dann vorliegt, wenn der Einzelne nicht damit rechnen musste, durch eine andere 

Staatsgewalt bestraft zu werden. Wenn das Gericht im Hinblick auf die 

Auslandsstraftaten sagt, dass derjenige, der in einer anderen Rechtsordnung 

handelt, auch damit rechnen muss, dort zur Verantwortung gezogen zu werden, 

dann meine ich, wenn man diese beiden Vorgaben, das Gesetz und die 

Entscheidung des Gerichts übereinander legt und liest, eine verfassungsrechtlich 

hinreichende Bestimmtheit erreicht ist. Also, es wäre für mich schwer vorstellbar und 

auch unter Praktikabilitätsgesichtspunkten schwer vorstellbar, noch weiter gehende 

Konkretisierungen hier vorzunehmen, wenn man nicht abdriften wollte in eine Art der 

Aufzählung, wie wir sie aus dem Steuerrecht kennen. Also, das meine ich, wäre hier 

fast nicht leistbar. Im Übrigen werden wir dann ja auch die Aufgabe der Gerichte, das 

Gesetz anzuwenden, vor uns haben und dann im Laufe der Zeit natürlich auch 

Fallgruppen durch die Rechtsprechung entwickelt haben. Aber ich meine, dass durch 

den Gesetzgeber eine weiter gehende Konkretisierung hier nicht möglich ist und 

dass aber andererseits auch die jetzt verwendete Formulierung im Gesetz unter 

verfassungsrechtlichen Bestimmtheitsgesichtspunkten keinen Bedenken begegnet. 

Herr Dressel, Ihre erste Frage ging dahin, ob der Rahmenbeschluss in der Sicht des 

Bundesverfassungsgerichts Geltung hat. Ich meine, das kann man dem Urteil des 

Verfassungsgerichts entnehmen, und zwar doch relativ deutlich. Zum einen hat das 

Bundesverfassungsgericht an vielen Stellen auf den Rahmenbeschluss Bezug 

genommen und hat in keiner Weise sich irgendwie kritisch oder zurückhaltend 

gegenüber dem Beschluss geäußert. Es ging konkludent von dessen Anwendbarkeit 

aus. Im Übrigen findet sich etwa auch an einer Stelle der Entscheidung, ich habe es 
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gerade noch einmal nachgeschaut, die Formulierung des Gerichts, dass der 

Gesetzgeber beim Erlass des Umsetzungsgesetzes zum Rahmenbeschluss 

verpflichtet war, das Ziel des Rahmenbeschlusses umzusetzen. Wenn das Gericht 

sagt, das Ziel des Rahmenbeschlusses muss umgesetzt werden, und das 

gewissermaßen als Verdikt an den nationalen Gesetzgeber vorgibt, erschließt sich 

für mich nicht, dass das Gericht gleichzeitig Zweifel an der Gültigkeit dieses 

Rahmenbeschlusses gehabt hat. Ich meine dem Urteil doch recht deutlich 

entnehmen zu können, dass das Gericht keine Zweifel an der Rechtsgültigkeit des 

Rahmenbeschlusses hat.  

Und die zweite Frage, die Sie gestellt hatten, betraf die Reichweite der Änderungen. 

Sie haben gefragt, ob der Änderungsbedarf nur im Rahmen der Maßgaben des 

bundesverfassungsgerichtlichen Urteils erforderlich war. Aus meiner Sicht ja. Es hat 

das Gericht seinerzeit im Jahre 2005 das damalige Gesetz umfassend geprüft. Das 

war das erste europäische Haftbefehlsgesetz aus dem Jahre 2004 und hat 

Gelegenheit gehabt, sich zu allen Bestimmungen dieses Gesetzes zu äußern. Es hat 

die von mir eingangs erwähnten drei Punkte heraus gegriffen, wo es eine 

Verfassungswidrigkeit gesehen hat und deswegen ist aus der Sicht des 

Verfassungsrechts mein Rückschluss der, wenn das Gericht damals das gesamte 

Gesetz geprüft hat, aber diese drei Punkte nur herausgegriffen hat, dass es davon 

ausging, dass die anderen Bestandteile des Gesetzes verfassungskonform waren. 

Das sagt, wie gesagt, nichts über die Frage der Praktikabilität aus oder über die 

Frage der verfassungspolitischen Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers. Es wäre 

aufgrund dieses Urteils sicherlich auch möglich gewesen, das IRG komplett neu zu 

fassen, von der Zweistufigkeit abzusehen oder was immer. Es kamen ja hier auch 

einige Vorschläge. Aber das war jedenfalls verfassungsrechtlich nicht geboten. Und 

wenn der Gesetzgeber an der bisherigen Ausgestaltung festgehalten hat, nur die drei 

erwähnten Punkte geändert hat, so ist dagegen aus Sicht des Verfassungsrechts 

nicht einzuwenden.  

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Vielen Dank, Herr Prof. Brenner. Jetzt Herr 

Oberstaatsanwalt Ettendorfer zur Beantwortung der Frage von Herr Dressel. 

SV Joachim Ettendorfer: Herr Dressel, zu den Änderungswünschen der Praxis. 

Zunächst ist auszuführen, dass sich das Gesetz gut bewährt hat. Also, die 

Auslieferungsverfahren liefen gut, schnell und zügig. Es sind eigentlich nur vier 
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Punkte, die zwei mit der Ausländerklausel und den Abwesenheitsurteilen; Fluchtfälle, 

die ich vorhin schon erwähnt habe, die man ändern könnte. Dann sollte man die 

Rücküberstellung sichern, wovon auch schon die Rede war. Dieser Vorschlag im 49 

Abs. 1 Nr. 3 IRG-E eine entsprechende Änderung dahin gehend zu machen, dass 

eben die beiderseitige Strafbarkeit nicht erforderlich ist für die Rücküberstellung und 

dann bietet sich natürlich auch an, dass man den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

auch ins Gesetz aufnimmt. Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist aber meines 

Erachtens ohnehin immer zu berücksichtigen, so dass es nicht wirklich darauf 

ankommt, ihn aufzunehmen, weil man ihn in der Praxis sowieso berücksichtigen 

muss. Danke. 

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Nun Herr Prof. Herdegen auf die Fragen 

von Frau Leutheusser-Schnarrenberger und Herrn Kauder. 

 

SV Prof. Dr. Herdegen: Ihre Frage betrifft ein Petitum des 

Bundesverfassungsgerichts, das ausdrücklich gesagt hat, der Gesetzgeber ist 

aufgefordert, sich über die Frage der Rücküberstellung zur Strafvollstreckung im 

Inland Gedanken zu machen und das vor dem Hintergrund einer Regelung, die nicht 

nachgebessert worden ist. Hier hat der rechtliche Nachvollzug, das 

Bundesverfassungsgericht, in soweit versagt. Der Gesetzgeber hat hier aus meiner 

Sicht zwei Möglichkeiten. Er kann entweder am Erfordernis der beiderseitigen 

Strafbarkeit festhalten oder aber er verzichtet für die Fälle der Rücküberstellung auf 

diese Bedingung. Hält er am Erfordernis der beiderseitigen Strafbarkeit fest, bewegt 

er sich im bisherigen Rahmen, im Rahmen des Übereinkommens von 1983. Er 

würde dann allerdings im Hinblick auf die Katalogtaten seine europarechtliche 

Verpflichtung aus dem Rahmenbeschluss verletzen. Er würde in soweit Europarecht 

missachten, vorbehaltlich einer Entscheidung des europäischen Gerichtshofes zum 

Fortbestand des Rahmenbeschlusses. Im Übrigen hat das 

Bundesverfassungsgericht ja deutlich gemacht, dass es den Rahmenbeschluss aus 

verfassungsrechtlicher Sicht gar nicht prüft. Es hat ihn weder bestätigt noch 

verworfen. Es hat nur pikanterweise gesagt, der Gesetzgeber behält voll seine 

Gestaltungsmacht, die er auch durch Verweigerung der Umsetzung betätigen kann. 

Das ist aus verfassungsrechtlicher Sicht schlüssig, aus europarechtlicher Sicht 

vielleicht nicht ganz so befriedigend. Das kommt immer auf die Perspektiven an. Ich 
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darf mal sagen, wir sind hier in einem Bereich, wo der Gesetzgeber eben jedenfalls 

voll an die verfassungsrechtlichen Vorgaben gebunden ist und der Gesetzgeber 

muss eine Entscheidung treffen. Wenn es so ist, wie das Bundesverfassungsgericht 

es andeutet, wie ich es für richtig halte, dass man demjenigen, der sich im Inland 

nicht strafbar gemacht hat, dieses Benefiz nicht versagen kann. Schon vor dem 

Hintergrund des Artikel 3 Abs. 1 des Grundgesetzes muss hier nachgebessert 

werden. In europarechtskonformer Weise geht das, nur dass man auf das 

Erfordernis der beiderseitigen Strafbarkeit verzichtet. Dann muss man die Details 

näher gesetzlicher Konkretisierung zuführen, und zwar ohne auf den nächsten 

Rahmenbeschluss und dessen Umsetzung zu warten. Das muss jetzt geschehen. 

Ich sehe im Übrigens keine durchschlagenden Bedenken, dass der Gesetzgeber von 

dieser Möglichkeit Gebrauch macht. Es ist ja ein Benefiz für den Betroffenen, das 

nicht gegen seinen Willen verwirklicht werden kann. Also durchschlagende 

rechtstaatliche Bedenken sehe ich nicht. Würden sie aber bestehen, dann kämen wir 

in Schwierigkeiten mit dem Europarecht. Aber aus meiner Sicht bestehen sie gar 

nicht.  

Zur Frage von Herrn Abg. Kauder, Ihre Frage scheint mir von zentraler Bedeutung zu 

sein. Und dies vor dem Hintergrund mehrerer Überlegungen. Einmal war der § 80 

Abs. 1 und Abs. 2 IRG-E so außerordentlich schwer einer griffigen Anwendbarkeit 

zuzuführen. Wir wissen z. B. nicht einmal, was die schweren Taten mit typisch 

grenzüberschreitendem Charakter sind. Da wäre der Gesetzgeber auch gut beraten, 

hier zumindest Regelbeispiele zu geben, um dem Richter zumindest in der Typik 

Anleitungen zu geben. Ihre Frage ist auch deswegen wichtig, weil der Entwurf 

vielleicht ein bisschen unbefangen gewesen ist, indem er sagt, ja wir sehen auf die 

Tathandlung und den Erfolg. Herr Kollege Weigend hat das schon angesprochen. Es 

ist ja der ausländische Gesetzgeber, der festlegt, was Erfolg und Erfolgsort ist, und 

was Tathandlung ist. Und die Kriterien des ausländischen Gesetzgebers müssen 

keineswegs denen des allgemeinen deutschen Strafrechts entsprechen. So dass 

schon aus rechtstaatlichem Gesichtspunkt gefordert ist, dass die Katalogtaten des 81 

Nr. 4 des Gesetzentwurfes einer Konturierung zugeführt werden. Ich darf noch 

einmal daran erinnern, dass das Bundesverfassungsgericht gesagt hat, das Gesetz 

muss aus sich heraus verständlich sein, das heißt, nicht durch Verweisung, auf 

andere Rechtsakte, - das hat den Hintergrund im Gang der Verhandlung, Herr 

Rosenthal und ich könnten das noch etwas näher ausformulieren -, und dass auch 
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die Rechtsanwendung in ihren Ergebnissen prognostizierbar sein muss. Davon kann 

nach dem gegenwärtigen Wortlaut keine Rede sein.  

Nun ist die Frage, wie wäre eine rechtstaatliche Konkretisierung zu leisten, die dem 

Rechtsgedanken des Artikel 100 Abs. 2 Rechnung trägt. Man kann natürlich sagen, 

der Artikel 100 Abs. 2 findet nicht unmittelbar Anwendung, weil es hier um ein 

Auslieferungsregime geht. Aber wegen der verhaltensleitenden Bedeutung dieses 

ganzen Regimes und das ist ja die Essenz der verfassungsgerichtlichen Erkenntnis, 

ist jedenfalls der Rechtsgedanke den Artikel 100 Abs. 3 als Ausdruck des 

Rechtstaatsprinzips ernst zu nehmen. Und er verlangt, dass der Gesetzgeber dies 

konkretisiert. Er muss also die Katalogtaten nennen und er muss sie mit einem 

Mindestmaß an verlässlicher Konkretisierung versehen. Wenn der Gesetzgeber 

selbst keine Vorstellung hat, was mit diesen Deliktgruppen gemeint ist, ist das der 

klarste Ausweis der rechtstaatlich nicht hinnehmbaren Unbestimmtheit. Hat er aber 

klare Vorstellungen, ist er gehalten, diese umzusetzen. Es gibt hier noch ein Problem 

aus europarechtlicher Sicht. Es gibt ja derartige Versuche in anderen 

Mitgliedstaaten, in dem man sagt, die Tötung bezieht sich nur auf die Tötung an 

geborenen Menschen beispielsweise. Und da meint die Kommission, das verstoße 

gegen den Geist des Rahmenbeschlusses. Weil es nicht in den Händen des 

einzelnen Staates liegen kann, diese Konkretisierung zu leisten. Nun gut, wenn es 

auf europäischer Ebene Klarheit gibt, wenn wir aus Rechtsakten, die bereits 

bestehen, eine solche Konkretisierung vornehmen können, was bei einzelnen 

Deliktfällen so ist, bei anderen nicht, dann mag man diesem Petitum der Kommission 

Rechnung tragen. Soweit aber auf europäischer Ebene keiner genaue Vorstellungen 

hat, dann muss eben der einzelne staatliche Gesetzgeber diese Aufgabe in die Hand 

nehmen. Und ich meine auch, dass dies letztlich höherrangigen Grundsätzen des 

Europarechts selbst entspricht. Das heißt, diese verfassungsrechtliche Petitum ergibt 

sich auch aus den allgemeinen Rechtsgrundsätzen des Europarechts, die jetzt der 

Europäische Gerichtshof in seiner Entscheidung auf die Vorlage des Belgischen 

Verfassungsgerichts zugrunde legen wird. Und daraus ergibt sich das gleiche. Der 

Gesetzgeber muss in verlässlicher Weise diese Deliktsgruppen fixieren. 

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Jetzt folgt Herr Rechtsanwalt Rosenthal 

auf die Fragen von Frau Leutheusser-Schnarrenberger und Herrn Montag. 
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SV Michael Rosenthal: Ich beginne mit der Frage des Kollegen Montag, weil mich die 

von Frau Leutheusser-Schnarrenberger in echte Schwierigkeiten bringt. Das mit dem 

Pflichtverteidiger ist einfacher. Herr Kollege Ahlbrecht hat völlig zu Recht darauf 

hingewiesen, dass man den Pflichtverteidiger ja im Auslieferungsverfahren im 

Augenblick der ersten Vorführung braucht. Wenn die erste Belehrung stattfindet, 

wenn die ersten nicht widerruflichen Zustimmungen kommen zum vereinfachten 

Verfahren, zum Verzicht auf die Spezialität und ähnliche Dinge mehr. Ob das wirklich 

zu leisten ist, wäre noch sehr die Frage. Ob man da gar nicht anfangen darf ohne 

Verteidiger. Generell ist es wohl richtig, dass man in allen Fällen des europäischen 

Haftbefehls einen Pflichtverteidiger bestellen sollte. Nicht nur deswegen, weil es im 

Vorschlag für einen Rahmenbeschluss über gewisse Verfahrensgrundrechte 

enthalten ist, sondern deshalb, weil alle Erfahrung zeigt, dass frühe Verteidigung 

auch zur Haftvermeidung führt. Vor dem Hintergrund der Beobachtung von Herrn 

Böhm, die andere Praktiker auch haben, dass immer mehr Bagatellfälle kommen mit 

einem europäischen Haftbefehl, ist es sinnvoll, einen Verteidiger zu haben. Nicht, 

weil der Beschuldigte dadurch sehr viel mehr ausrichten könnte, aber weil der 

Verteidiger vielleicht in der Lage ist, im Heimatland, im Verfolgungsstaat einen 

Kollegen zu finden, der an die Grundlagen des Haftbefehls ran geht. Dann hat die 

liebe Seele auch Ruhe. Wir wissen, dass frühe Verteidigerbestellungen zur 

Haftvermeidung beitragen und es ist allemal billiger, einen Pflichtverteidiger zu 

bestellen für das ganze Verfahren als zwei Tage Haftkosten. Frau Leutheusser-
Schnarrenberger, wenn man die Dinge im Zulässigkeitsverfahren prüft, vom 

Oberlandesgericht, dann geht alles nach dem alten auslieferungsrechtlichen 

Schema. Das Oberlandesgericht wägt ab und entscheidet und dann ist Ende der 

Fahnenstange. Das gilt so. Wenn Sie wissen wollen, welche Art der Überprüfung 

Artikel 19 Abs. 4 GG standhält, wenn Abwägungsfehler der Bewilligungsbehörde 

geprüft werden sollen, dann bin ich ratlos. Deswegen bin ich auch so gegen die 

Zweistufigkeit. Denn, es ist ja Außenpolitik mit drin und ich bin ich kein 

Verwaltungsrechtler. Aber ich kann mir nicht vorstellen, dass außenpolitische Fragen 

justiziabel sind, so dass, selbst wenn man im Übrigen noch volle Ermessenskontrolle 

zulässt, immer ein unüberprüfbarer Teil bleibt und mir ist nicht klar, wie das 

funktionieren soll. 
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Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Vielen Dank, Herr Rosenthal. Nun sind die 

Fragen aus der ersten Runde beantwortet. Frage an meine Kolleginnen, ob es 

weiteren Fragebedarf gibt? 

 

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger (FDP): Ich hätte einmal noch eine Frage an 

Herrn Professor Herdegen, an Herrn Professor Albrecht und auch an Herrn Böse und 

an Herrn Weigend: Was spricht eigentlich dagegen, abzuwarten bis der EuGH über 

die Vorlage der belgischen Justiz entschieden hat, über den Rahmenbeschluss und 

seine Vereinbarkeit mit den EU-vertraglichen Grundlagen und der Frage auch einer 

möglichen Überdehnung, die ja da mit zu entscheiden ist, unterstellen Sie mal den 

Fall, es wäre nicht gedeckt. Man kann ja die Auffassung vertreten es sei in jedem 

Fall gedeckt, kratzt uns nicht. Aber unterstellen Sie mal die andere Alternative, die 

man nicht von vornherein ausschließen kann, es käme dort eine Kritik von Seiten des 

europäischen Gerichtshofes an der Grundlage für diesen Rahmenbeschluss zum 

europäischen Haftbefehl, was denn dann? Und dann wird jetzt Druck gemacht, das 

möglichst alles schnell umsetzen, um dann hinterher alle neu anfangen zu müssen, 

natürlich die EU an erster Stelle. Was spricht denn dagegen, dass man vielleicht das 

erstmal abwartet. Da hätte ich doch gerne Ihre Einschätzung dazu und dann noch 

einmal ganz konkret: Ich hätte gerne noch mal die Frage gestellt, ob auch in dem 

Gesetzentwurf noch eine konkretere Regelung für die Fälle, wir haben ja 

Inlandsbezug/Aussagebezug - Sie alle haben schon was dazu gesagt - so für die 

Fälle mit Doppelbezug vorgenommen werden sollte und wenn ja, in welcher Form? 

Vielleicht auch an die Praktiker diese Frage gerichtet, können Sie uns da noch eine 

Empfehlung geben? An Herrn Böhm und auch Herr Albrecht.  

 

Dr. Carl-Christian Dressel (SPD): Danke, wir haben von Herrn Böhm ja den 

Vorschlag, den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ausdrücklich aufzunehmen. Der 

Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ist ja sowohl auf europäischer Ebene, vom EuGH 

hergeleitet, als auch Bestandteil des Rechtsstaatsprinzips. Mich würde die Ansicht, 

Herr Brenner, von Ihnen interessieren wie Sie das aus verfassungsrechtlicher Sicht 

beurteilen ob es einer einfach gesetzlichen Konkretisierung hier bedarf. Ferner habe 

ich an Sie noch die zweite Frage, die ich aber, um die Praktiker auch zu Wort 

kommen zu lassen, gleichzeitig an Herrn Böhm stelle und zwar betrifft das den § 80 

Absatz 4 des Entwurfs. Der Bundesrat hat ja, soweit ich gesehen habe, einstimmig 
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die ersatzlose Streichung dieses Absatzes gefordert. Wie würden Sie aus 

verfassungsrechtlicher Perspektive sowie aus praktischer Perspektive diese 

Forderung beurteilen?  

 

 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich kann an die letzte Frage ganz 

nahtlos anschließen. Auch mir geht es um den § 80 Absatz 4 IRG-E und ich frage, 

bitte mir nachzusehen wenn ich jetzt nicht alle treffe, einige der Praktiker, Herrn 

Ettenhofer und Herrn Böhm auf der einen Seite, Dr. Ahlbrecht auf der anderen Seite. 

Folgende Frage: Wir haben im ersten Gesetz einige Inländergruppen unter das 

Deutschenprivileg gestellt und haben bei der Bestimmung dieser Ausländergruppen 

uns an gängige ausländerrechtliche Beschreibungen, Normgebungen gehalten. Vom 

Inhalt her haben wir uns an den Lebensmittelpunkt und Lebensverfestigung gehalten, 

grob gesprochen: Die, die sehr lange oder schon lebenslang in Deutschland leben, 

sollen dieses Privileg genießen. Und nun hören wir, dass es angeblich konkrete Fälle 

gegeben habe, wo Gerichte in dieser Zwischenzeit von einem Jahr mit unserem 

Gesetz 80 Absatz 4 Schwierigkeiten gehabt hätten. Bei der Bestimmung, bei der 

Subsumption, die so groß gewesen wären, dass jetzt keine Möglichkeit mehr 

besteht, daran festzuhalten und dass man zu der Regelung kommt, nur noch auf den 

Gesichtspunkt der Verheiratung oder Verpartnerung abzustellen. Ich wollte gerne 

wissen von den Praktikern, das ist meine erste Frage, ob Ihnen solche konkreten 

Fälle bekannt sind, wo solche Schwierigkeiten aufgetreten wären und ob Sie sie mir 

benennen könnten. Ich habe auch die Bundesregierung nach solchen Fällen gefragt, 

aber noch keine Antwort erhalten. Und meine zweite Frage geht in folgende 

Richtung, das ist hier auch schon in einer ähnlichen Form angesprochen worden. 

Das Bundesverfassungsgericht hat, obwohl es im Wesentlichen zwei Gesichtspunkte 

gerügt hat, man kann sagen drei, jedenfalls wenige, bezifferbare erkennbare Teile 

gerügt hat, trotzdem das gesamte Gesetz aufgehoben und dem Gesetzgeber, also 

uns die Aufgabe gestellt, uns noch einmal auf Null zu setzen und von Anfang an 

anzufangen. Es ist in der mündlichen Verhandlung zu einem seltsamen Wortwechsel 

gekommen. Als einer unserer Kollegen sagte, bei der Umsetzung hätten wir uns in 

einem Zustand relativer normativer Unfreiheit befunden, kam vom 

Verfassungsgericht die forsche Entgegnung, das würde man überhaupt nicht 

verstehen, immerhin gebe es doch für die Nichtumsetzung in nationales Recht keine 
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Sanktion und das sei doch auch eine probate Möglichkeit vorzugehen. Deswegen 

meine ganz konkrete Frage. Vielleicht etwas unkonventionell in erster Linie an Sie, 

Herr Prof. Albrecht, aber eigentlich an alle Sachverständigen. Professor Albrecht, 

gibt es unter Ihnen einen, der uns ernsthaft den Vorschlag machen würde, von der 

Umsetzung Abstand zu nehmen?  

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Also, wir sind ja nicht kleinlich, aber 

Fragen an alle Sachverständigen haben wir noch nie zugelassen. Wenn das so 

ausufert, haben wir ein Problem.  

 

Siegfried Kauder (Villingen-Schwenningen) (CDU/CSU): Professor Herdegen, ich 

beiße mich nur mal an der Verweisung auf den Rahmenbeschluss fest. Es gibt im 

Umweltstrafrecht Strafvorschriften, die auf Rechtsverordnungen Bezug nehmen, die 

ein normaler Bürger auch nicht kennt. Wieso geht es dort und hier beim 

Rahmenbeschluss nicht?  

 

Dr. Jürgen Gehb (CDU/CSU): Eine Frage an Herrn Rechtsanwalt Ahlbrecht, Sie 

hatten auch schon in Ihrer schriftlichen Stellungnahme die beschränkte 

Überprüfbarkeit der Bewilligungsentscheide gerügt. Ich gebe gerne zu, dass es fast 

ein …(unverständlich) des Bundesverfassungsgerichts in § 4 zu beschreiben, die 

Bewilligungsentscheidung ist nicht anfechtbar, obwohl das eines der Haupt-Monita 

war, aber das ist eine gesetzes-systematische Frage, wenn dann im § 79 IRG-E das 

gleichwohl zugelassen wird. Nur was spricht eigentlich, abgesehen davon, dass es 

bisschen schwerfällig wirkt, wenn die Bewilligungsentscheidung so lautet, dass man 

sagt, es wird gar nicht bewilligt, wer soll denn dann beschwert sein? Es ist doch nur 

für den Fall, dass von der Geltendmachung von Bewilligungshindernissen 

abgesehen wird. Nur damit ist ja der Verfolgte beschwert. Und warum soll da nicht 

uno acto vom Oberlandesgericht praktisch mit der Zulässigkeitsprüfung diese 

Verneinung von Bewilligungshindernissen gegen 19 Absatz 4 widersprechen? 

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Vielen Dank. Gibt es weitere Fragen? Ich 

schlage vor, dass wir dann abschließen, weil es einige Kollegen gibt, die 

wegmüssen. Wir sind ja auch schon ganz gut in der Zeit. Ich würde vorschlagen, 
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dass wir jetzt in anderer Reihenfolge beginnen, dass jetzt Herr Professor Weigend 

beginnt auf die Frage von Frau Leutheusser-Schnarrenberger, zu antworten. 

 

SV Prof. Dr. Thomas Weigend: Vielen Dank. Die Frage ist eigentlich mehr eine 

praktische, wenn ich das sehe, also ob man abwarten soll wie über den 

Europäischen Rahmenbeschluss entschieden wird. Grundsätzlich ist sie einfach zu 

beantworten. Wenn man völkerrechtlich an einen solchen Vertrag gebunden ist, dann 

muss man den auch umsetzen. Und bei allen Rechtsakten besteht immer die 

Möglichkeit, die Gefahr, dass sie irgendwie aufgehoben werden. Das entbindet 

zunächst einmal nicht davon umzusetzen. Das praktische Problem, über das ich nur 

berichten kann ist, wie offensichtlich der Auslieferungsverkehr erheblich erschwert 

ist, schon durch den jetzigen Rechtszustand mit den europäischen Nachbarstaaten, 

weil wir eben die Dokumente, die als europäische Haftbefehle gekennzeichnet sind, 

schwer anerkennen und umgekehrt, unsere Dinge, die dann keine europäischen 

Haftbefehle sind, von dort wieder schwer anerkannt werden. Schon diese praktische 

Erwägung spricht dafür, relativ schnell, sich dem europäischen Geleitzug 

anzupassen, um da keine Binnenfriktionen herzustellen. 

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Vielen Dank. Jetzt Professor Herdegen auf 

die Frage von Frau Leutheusser-Schnarrenberger und Herrn Kauder.  

 

SV Prof. Dr. Matthias Herdegen: Vielleicht darf ich die Frage von Herrn Kauder kurz 

vorziehen, weil sie der Komplettierung einer bereits gegebenen Antwort dient. In der 

Tat ist es interessant, dass wir Verweisungen im Strafrecht …(unverständlich) 

Aufnahme des sekundären Gemeinschaftsrechts haben. Deswegen ist das ein 

wichtiger Gesichtspunkt, der mir Gelegenheit gibt, noch einmal zu differenzieren 

zwischen den einzelnen Akten des europäischen Gemeinschaftsrechts. Die 

Verordnungen haben ja unmittelbare Wirkung und binden unmittelbar die Einzelnen, 

so steht's ja im EG-Vertrag drin. Diese Wirkung hat man ja, als man den Maastrichter 

Unionsvertrag gezimmert und nachgebessert hat, dann im Amsterdamer Vertrag 

ausschließen wollen. Es steht im Artikel 34 ja ausdrücklich drin, der 

Rahmenbeschluss hat keine unmittelbare Wirkung, d. h. er äußert keine 

Rechtswirkungen im innerstaatlichen Recht, er ist voll und ganz auf Umsetzung im 

innerstaatlichen Recht angelegt, d. h. der Bürger hat auch aus europarechtlicher 
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Sicht die Gewissheit, dass sich das Maß seiner Rechte und Pflichten vollständig aus 

dem innerstaatlichen Recht ergibt. Das wäre bei der Verordnung anders. Bei der 

Verordnung könnte man dann noch darüber spekulieren, wie weit der Gesetzgeber 

auf Verordnungsrecht verweisen kann, sicher nicht im Sinne einer schlichten 

Blankettnorm. Er darf aber wohl den Tatbestand gewissermaßen ergänzen durch 

den Verweis auf Verordnungsrecht, aber dieser wichtige Gesichtspunkt, auf den Sie 

Herr Kauder, hingewiesen haben, gibt aus meiner Sicht, meinem Petitum, noch 

zusätzliche Kraft, weil der Rahmenbeschluss eben bewusst nicht auf unmittelbare 

Wirksamkeit angelegt ist. Deswegen genügt auch der Verweis auf das Amtsblatt der 

europäischen Gemeinschaft nicht. Ihre Frage, Frau Leutheusser-Schnarrenberger, 

warum warten wir eigentlich nicht, hat ja sowohl eine rechtliche wie eine normative 

Dimension. Die rechtliche Dimension will ich hier als Staats- und Europarechtler nicht 

abschließend erörtern, hängt ein bisschen damit zusammen, wie man rechtlich und 

rechtspolitisch zu dem Rahmenbeschluss steht. Wenn man meint, dass er ein 

wichtiges Vehikel ist mit all seinen Defiziten, dann spricht das sicher für eine zügige 

Umsetzung, zumal wir ja in Beziehung der Reziprozität stehen mit anderen EU-

Mitgliedstaaten. Wenn man meint, das sei ein Rechtsakt, der mit so vielen 

rechtsstaatlichen Problemen behaftet sei wie sonst kein Rahmenbeschluss oder 

sonst kein Rechtsakt der vergangenen Jahrzehnte und es gibt Leute, die das so 

sehen, dann könnte man natürlich darüber nachdenken, die Entscheidung des EuGH 

abzuwarten. Ich spreche hier auch ein bisschen mit zwei Seelen in meiner Brust, 

einmal als Verfassungsrechtler, der die verfassungsrechtliche Problematik stark 

sieht, und als Europarechtler, dem natürlich der Vollzug europarechtlicher Pflichten 

ein ganz wichtiges Anliegen ist. Wir sind zunächst einmal gehalten, diesen 

Rahmenbeschluss in innerstaatliches Recht umzusetzen. Das ist eine Verpflichtung 

aus dem EU-Vertrag. Und wenn wir es nicht tun, verletzen wir unsere 

Verpflichtungen aus diesem Vertragswerk. Die Verpflichtung ist sanktionslos, weil es 

keinen Mechanismus gibt, die Bundesrepublik Deutschland hier vor den 

Europäischen Gerichtshof zu ziehen, das so genannte Vertragsverletzungsverfahren 

haben die Mitgliedsstaaten ganz bewusst ausgeschaltet in diesem Mechanismus. 

Das war auch eine bewusst gesetzte politische Option. Wenn ich sage, dass eine 

vertragliche Pflicht verletzt wird, gilt das mit einer auflösenden Bedingung und diese 

auflösende Bedingung würde dann eintreten, wenn der europäische Gerichtshof 

diesen Rahmenbeschluss ganz oder in wesentlichen Zügen für unvereinbar mit 
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höherrangigem Gemeinschaftsrecht erklären würde. Dann wäre er auch aus 

europarechtlicher Sicht unwirksam und könnte keine Befolgungspflicht begründen. 

Also, die Frage hängt auch ein bisschen mit einer normativen Prognose zusammen. 

Ich kann nur sagen, im Augenblick haben wir, solange wir keine Entscheidung des 

EuGH haben, diese völkervertragliche Verpflichtung mit der genannten Bedingung. 

Jetzt ganz kurz zur rechtlichen Sicht, was würde mit einem Umsetzungsgesetz 

passieren? Gesetzt den Fall, dieses Gesetz tritt in Kraft innerstaatlich und gesetzt 

den Fall, der Europäische Gerichtshof käme zu dem geschilderten Szenario, von 

dem wir nicht genau wissen, ob es eintreten wird. Dann haben wir aus meiner Sicht 

genau die gleiche Situation wie bei einem Zustimmungsgesetz zu einem 

völkerrechtlichen Vertrag. Der EU-Vertrag ist ein völkerrechtlicher Vertrag. Der 

Rahmenbeschluss ist so genanntes sekundäres Völkervertragsrecht, hat also den 

gleichen Rang wie ein völkerrechtlicher Vertrag, wie der EU-Vertrag insoweit selbst. 

Der Umsetzungsakt erschöpft sich in seiner Zielrichtung in der Umsetzung der 

Verpflichtung nach dem Vertragsrecht. Fällt die Verpflichtung auf internationaler 

Ebene weg, verliert auch das Umsetzungsgesetz seine Wirkung, weil es ja auf der 

Überlegung beruht, dass wir einen Gleichklang zwischen Europarecht, 

Rahmenbeschluss und innerstaatlichem Recht herstellen. Ohne einen 

Rahmenbeschluss hätten wir das Umsetzungsgesetz nicht, weil es nichts zum 

umsetzen gäbe. 

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Vielen Dank Herr Professor Herdegen. 

Jetzt Herr Oberstaatsanwalt Ettenhofer auf die Frage von Herrn Montag. 

 

SV Joachim Ettenhofer: Herr Montag, Schwierigkeiten bei der Subsumtion unter § 80 

Abs. 3 alt und des § 80 Abs. 4 neu. Das sind weniger Schwierigkeiten der 

Subsumtion. Subsumtion ist übliche juristische Tätigkeit. Die Schwierigkeit ist eher in 

der Ermittlung der Voraussetzungen des § 80 Abs. 3, jetzt des § 80 Abs. 4. Es kann 

zu Schwierigkeiten führen, zeitraubenden Ermittlungen, ob die Voraussetzungen 

vorliegen oder nicht. Ist damit etwas kontraproduktiv der Zielsetzung des 

Rahmenbeschlusses. Das ist die Schwierigkeit, nicht die Subsumtion, sondern 

einfach die Schwierigkeit und Zeitdauer von Ermittlungen der Voraussetzungen. Zur 

praktischen Relevanz des Ganzen: Im Bereich OLG München hatten wir in diesen 11 

Monaten zwei Fälle, in denen die Voraussetzungen des § 80 Abs. 3 tatsächlich dann 
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vorlagen. In einem Fall zur Vollstreckung, das wurde abgelehnt, in einem Fall zur 

Verfolgung, es wurde dann wegen der Bedingung der Rücküberstellung ausgeliefert.  

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Jetzt Herr Professor Brenner auf die Frage 

von Herrn Dressel. 

 

SV Prof. Dr. Michael Brenner: Herr Dressel, Sie hatten gefragt nach der 

Notwendigkeit, das Verhältnismäßigkeitsprinzip einfachgesetzlich zu verankern. Ich 

würde mich hier der Meinung von Herrn Ettenhofer anschließen, dass das 

Verhältnismäßigkeitsprinzip in jedem Fall gilt, gleichgültig ob es ausdrücklich im 

einfachen Gesetz enthalten ist oder nicht. Das wird auch daran deutlich, dass jedes 

Gericht eine Verwaltungsentscheidung für rechtswidrig erklären kann, wenn gegen 

den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit verstoßen wurde, auch wenn der nicht 

ausdrücklich im jeweiligen Gesetz, Bauordnungsrecht, in der Bauordnung enthalten 

ist. Daraus mag die Erkenntnis folgen, dass in deklaratorischer Absicht der 

Gesetzgeber natürlich das Verhältnismäßigkeitsprinzip ins Gesetz hinein schreiben 

kann und es vielleicht auch wünschenswert ist, einfach um den Rechtspraktikern 

immer wieder vor Augen zu führen: Du musst das Prinzip anwenden. Aber 

verfassungsrechtlich notwendig oder geboten ist dies nicht. Ihre zweite Frage betraf 

§ 80 Absatz 4 des Gesetzentwurfs. Ich meine, dass die jetzt gefundene 

Ausgestaltung in Ordnung geht. Sie trägt Artikel 6 des Grundgesetzes Rechnung und 

auch dem Lebens-Partnerschaftsgesetz. Im Übrigen trägt sie auch der Maxime des 

Bundesverfassungsgerichts Rechnung, dass der Einzelne, der im Land lebt, ob nun 

Deutscher oder den Deutschen gleichgestellter Ausländer, Vertrauen entfaltet hat in 

der Vergangenheit in die jeweilige Rechtsordnung, in die deutsche Rechtsordnung 

und das trifft ja auch für den Ausländer zu, der zumindest eine gewisse Zeit in 

Deutschland gelebt hat. Deswegen würde ich meinen, dass die jetzt gefundene 

Lösung eine Lösung ist, die verfassungsrechtlichen Vorgaben gerecht wird.  

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Vielen Dank, jetzt Herr Professor Böse auf 

die Frage von Frau Leutheusser-Schnarrenberger. 

SV Prof. Dr. Martin Böse: Vielen Dank. Ich denke auch, es besteht momentan eine 

Pflicht zur Umsetzung des Rahmenbeschlusses. Die kann nicht sanktioniert werden, 

nimmt sozusagen Bezug auf Ihre Frage. Aber im Übrigen ist das ja auch kein 
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Unterschied zur ersten Säule, auch wenn es ein Vertragsverletzungsverfahren gibt 

und eine Verurteilung gibt, ein Zwangsgeld gibt. Sie können sich als Gesetzgeber, 

als nationaler Gesetzgeber immer noch querstellen und sagen, Sie setzen nicht um. 

Diese faktische Freiheit bleibt Ihnen in jedem Falle, aber ich denke eine rechtliche 

Pflicht zur Umsetzung besteht. Warum nicht zuwarten? Ich denke dazu hat Herr 

Weigend das Nötige gesagt. Es geht darum, dass man sozusagen Anschluss behält 

und zum anderen, dass jetzt auch schon, das haben ja die kurzen Erfahrungen mit 

dem alten Gesetz gezeigt, Verbesserungen im Auslieferungsverkehr, insbesondere 

Beschleunigung der Auslieferungsverfahren, erzielt worden sind, der 

Rahmenbeschluss also nicht nur Nachteile mit sich bringt, sondern auch Vorteile. 

Wenn jetzt auf Seiten des Gesetzgebers die Bedenken so groß sind, dass man sagt, 

es ist damit zu rechnen, dass der Rahmenbeschluss in Teilen für nichtig erklärt wird 

vom Europäischen Gerichtshof, dann bietet sich ja immer noch der Ausweg an, dass 

man teilweise das Gesetz umsetzt. Also die Aspekte, die ohne Weiteres positiv sind, 

was etwa das Verfahren angeht, umsetzt, und von den Bereichen Abstand nimmt, 

die man selber für bedenklich hält, wobei ich sagen muss, dass ich diese Bedenken 

nicht teile und auch nicht glaube, dass der EuGH jetzt Teile des Rahmenbeschlusses 

für mit dem Primärrecht nicht vereinbar erklären wird. Aber nun gut, das ist 

Kaffeesatzleserei, da kann man natürlich letzten Endes nichts sagen, aber ich denke, 

da gilt das Prinzip, solange ein Rechtsakt nicht für nichtig erklärt worden ist, ist er 

verbindlich und bindet die Mitgliedsstaaten dann auch entsprechend. Was jetzt die 

Folgen einer solchen Nichtigerklärung angeht, da bin ich nicht ganz einverstanden 

mit dem, was der Kollege Herdegen gesagt hat, denn das würde ja letzten Endes 

bedeuten, dass mit einer Nichtigerklärung auch das nationale Umsetzungsgesetz 

hinfällig wäre. Das würde bedeuten, unmittelbare Wirkung entfaltet der 

Rahmenbeschluss nicht, aber wenn der EuGH ihn für nichtig erklärt, schlägt das 

unmittelbar auf das nationale Umsetzungsrecht durch und das hielte ich doch für 

bedenklich. Dann würde man ja den Spielraum, den das Verfassungsgericht ja so 

betont hat, vielleicht hab ich Sie falsch verstanden, aber dann würde man diesen 

Spielraum ja letzten Endes nicht anerkennen, dem ja dann auch notwendigerweise 

eine eigenständige Entscheidung zugrunde liegt.  

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Vielen Dank, Herr Professor Böse. Jetzt 

Herr Böhm auf die Fragen von Frau Leutheusser-Schnarrenberger, Herrn Dressel 

und Herrn Montag. 
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SV Klaus Böhm: Erste Frage, § 80 IRG in der Entwurfsfassung, was ich davon halte. 

Aus Sicht der Praxis. Einerseits bin ich der Meinung, verfassungsrechtlich würde 

man sich damit sicher auf sicherer Seite bewegen. Man hat letztendlich die Wertung 

des Bundesverfassungsgerichtes übernommen. Wenn man das so ins Gesetz rein 

schreibt, wird das Bundesverfassungsgericht daran nicht rütteln, auch wenn man 

sich an der Bestimmtheit vielleicht von dem einen oder anderen Begriff stören 

könnte. Das ist die eine Seite. Die andere Seite, ob der Gesetzgeber gut beraten 

wäre, das zu tun oder ob er nicht der Praxis da Steine statt Brot gibt. Das ist halt 

meine Meinung des praktischen Rechtsanwenders, der mit so einem Gesetz arbeiten 

muss. Wir haben, meine Damen und Herren in § 80 Absatz 1 IRG-E eine Definition, 

was ein maßgeblicher Bezug zum Inland und ein maßgeblicher Bezug zum Ausland 

ist. Es finden sich also Sätze, die Tat zum Ersuchen liegt in der Regel vor, wenn die 

Tathandlung vollständig oder in wesentlichen Teilen Erfolg hat. Das gleiche finden 

Sie bei der Inlandstat. Also, bei beiden Fällen habe ich immer ganz erhebliche 

Wertungsspielräume. Ich habe mir vorhin erlaubt, den Fall zu bringen der 

Betrugsanbahnung in Belgien, der Übergabe in Hamburg und der wohnt in Belgien. 

So bitte, wo soll man das fassen? Ein Gesetz ist meiner Meinung nach ein 

schlechtes Gesetz, wenn den gleichen Fall zwei Oberlandesgerichte unterschiedlich 

beurteilen würden. Weil ein derart hoher Wertungsspielraum drin ist. Da kann sich 

weder der Betroffene einstellen, noch der Anwalt. Es gibt eine Vielzahl von 

Wertungsmöglichkeiten. Die Fassung des Bundesrates ist rechtstechnisch klarer, 

weil sie auf den Begriff der Tat abstellt. Auf den Tatortbegriff in § 9 StGB. Der ist seit 

vielen Jahren in der Rechtsprechung durchdrungen, wo der Begriff der Ort der Tat 

ist, ist geklärt. Da kann man sagen, aha, der ist vollständig entweder im Inland oder 

vollständig im Ausland oder liegt in wesentlichen Teilen hier. Das hätte eine 

dogmatisch klare Lösung. Die Lösung vom Verfassungsgericht hat auch, wenn Sie 

es mir noch gestatten, es zu sagen, eine Problematik, die ich nie verstanden  habe. 

Und zwar sagt das Verfassungsgericht, eine Tat mit maßgeblichem Inlandsbezug soll 

deswegen nicht strafbar sein, weil ein Deutscher, der im Inland lebt, die 

Rechtsordnung im Ausland nicht mit gestalten konnte. Wer hier im Inland lebt und 

handelt, der braucht sich nicht auf eine ausländische Strafverfolgung einrichten. 

Wenn Sie aber etwas weiter unten lesen, da steht plötzlich drin, man muss aber eine 

Verhältnismäßigkeitsprüfung machen, wenn man in Inland handelt und der Erfolg im 
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Ausland eintritt. Wenn ich aber ins Internet hier eine Äußerung einstelle und sie wird 

in Spanien gelesen, dann muss ich dann doch die spanische Rechtsordnung kennen. 

Insofern ist das Verfassungsgericht meiner Meinung nach, meiner Bewertung nach 

dogmatisch. Und klar, der Gesetzgeber soll eine klare Meinung finden. Ich habe 

einen Vorschlag gemacht aufgrund der Bundesratsfassung. Ich kann Ihnen nur ans 

Herz legen, geben Sie den Richtern eine klare Regelung an die Hand, mit der sie 

auch arbeiten können. 

Die zweite Frage § 80, Abs. 4 IRG-E , gleichgestellte Ausländer. Meiner Meinung 

nach eine rein politische Entscheidung. Das Bundesverfassungsgericht hat den 

Schutz Deutscher an einen besonderen Status geknüpft. Gleichwohl ist es eine 

politische Entscheidung, ob man hier lebende Ausländer, ob sie jetzt verheiratet sind 

oder ob sie hier aufgewachsen sind, den Deutschen gleich stellt. Es ist eine 

Entscheidung des Gesetzgebers, die Sie zu treffen haben. Zu dieser Frage von 

Herrn Montag ganz kurz. Wir beim Oberlandesgericht Karlsruhe haben mit der 

früheren Gesetzesfassung keine Probleme gehabt. Und zwar deswegen nicht, weil 

wir eine Vereinbarung mit der Generalstaatsanwaltschaft getroffen haben. Die 

Verfahren nach dem europäischen Haftbefehlsgesetz müssen schneller abgewickelt 

werden. Das war klar schon bei der Inhaftierung eines „gleichgestellten Ausländers“ 

war zu klären, in welchen Lebensverhältnissen lebt er, wann hat er die 

Aufenthaltserlaubnis, lebt er mit einer Deutschen zusammen, wie ist sein Status? 

Klär ich das rechtzeitig ab und auch die Polizeibehörden, die ja in die Wohnung 

gehen und jemanden festnehmen, dann sind die Fälle minimal. Wir haben keinen 

Fall gehabt, wo das tatsächliche problematisch war. Problematisch war das 

Rechtliche. Was heißt im Inland aufgewachsen? Wie lange muss er hier sein? Das 

waren Rechtsfragen, die hätten sich aber sicher klären lassen. Also, dass die alte 

Fassung im Tatsächlichen Probleme hatte, kann ich nicht bestätigen. Allerdings ist 

es eine politische Entscheidung, wie Sie sich da entscheiden. Nur eins bitte ich noch 

zu bedenken. Wenn ich einen hier lebenden Ausländer aufnehme, der im Ausland 

eine Straftat begangen hat und dort dafür rechtskräftig abgeurteilt wurde, und zwar 

durch ein rechtmäßiges, ordnungsgemäßes Verfahren und nicht durch 

Abwesenheitsurteile oder Fluchtfälle, ist das der GAU eines jeden Richters. Wenn er 

in einem rechtsordnungsgemäßen Verfahren abgeurteilt wurde, und jetzt sagt man, 

er soll aber nicht ausgeliefert werden, weil er hier mit einer Deutschen verheiratet ist, 

weil er hier aufgewachsen ist. Kann man machen. Dann muss ich aber auch 
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schauen, dass ich die Strafe hier vollstrecken kann. Kann auch nicht sein, dass er im 

rechtstaatlichen Verfahren in Frankreich, in Belgien, zwei, drei Jahre Haft wegen 

einer Vergewaltigung bekommt und dann hier lebt und er die Strafe nicht zu 

verbüßen braucht. Dann muss wenigstens eine Inlandsvollstreckung möglich sein. 

Auf das habe ich in meinen schriftlichen Ausführungen hingewiesen. Vielen Dank. 

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Vielen Dank, Herr Böhm. Jetzt Herr 

Professor Albrecht auf die Fragen von Frau Leutheusser-Schnarrenberger und Herrn 

Montag. 

 

SV Prof. Dr. Albrecht: Ich bin ja von Herrn Montag jetzt als Sachverständiger für 

Unkonventionelles ernannt worden. Dann nehme ich das gerne mal an. Ich hätte 

überhaupt nichts dagegen, das aufzuhalten und das nicht umzusetzen. Jetzt, weil die 

Fülle auch der negativen Argumente, die Ihnen ja heute ausgebreitet wurde, zeigt, 

dass wir so weit noch gar nicht sind, das Ganze verfassungs- und 

grundrechtskonform ausgeprägt eigentlich zu verabschieden. Aber das ist jetzt eine 

sehr staatstragende Bemerkung gewesen. Ich möchte die Gelegenheit, dass ich hier 

mal wieder bin, zu dieser allgemeinen Bemerkung zur Rechtsentwicklung noch mal 

machen und noch mal bekräftigen. 

Wir müssen den anderen europäischen Partnern bei der Bestätigung des 

Grundsatzes, dass wir ein gemeinsames Europa wollen, sagen, man kann nicht erst 

Vollstreckungsrecht bilden und ausbilden und später das Strafrecht regeln. Das ist 

nicht nur das Pferd von hinten aufgezäumt, das ist schlichter Unsinn. Bizarrer Unsinn 

rechtstheoretisch. Machen wir erst mal ein gemeinsames Recht und dann kann ich 

mir überlegen, wie ich das vollstrecke und durchsetze. Und das müsste man doch 

den europäischen Bürgern, ich weiß nicht, ob Politikern, das weiß ich nicht, aber den 

europäischen Bürgern klar machen können, dass man erst mal ein gemeinsames 

harmonisiertes Strafrecht braucht. Und das heißt, es müsste eine europäische 

Debatte über den Sinn und Zweck des Strafrechts in Europa geben und ich habe 

eine Hoffnung, dass sich irgend wann einmal auch Fortschritt abzeichnen wird über 

den Konsens europäischer Bürger, was denn überhaupt strafrechtlich auch bewehrt 

sein soll. Wenn man diese Debatte führt, ernsthaft führt, dann bekommt man auch 

die Bürger auf seine Seite und kann ihnen sagen, dann brauchen wir auch eine 

gemeinsame schnelle Vollstreckung. Aber das ist die Voraussetzung dafür. Und ich 
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verstehe nicht, wie man immer auf dieses Pferd setzen kann. Wir brauchen für die 

Einheit den Preis gemeinsamer Regelungen. Am besten wäre es noch gewesen, 

man hätte mit dem Strafvollzug angefangen. Um sich dann hinterher zu überlegen, 

was soll denn strafbar sein? Mir fehlt in der ganzen Debatte diese Grundlogik, dass 

man der folgt und auch das klar zum Ausdruck bringt. Und da wäre, Herr Montag, 

meine ich jetzt ein guter politischer Anlass, zu sagen, wir sagen nur nein, um mit 

Euch zu diskutieren, wie wir es generell besser machen. Ich habe aber den Eindruck, 

auf gesamteuropäischer Ebene ist das so ähnlich wie im Kindergarten. Wie war das 

mit Spanien? Als das Verfassungsgericht bei uns gesagt hat, das ist nichtig, wir 

sehen das als verfassungswidrig an, da hat Spanien gesagt, dann liefern wir 

überhaupt keinen mehr aus. Und das ist Kindergarten. Das muss in Europa auch 

möglich sein, zu akzeptieren, dass Verfassungsgerichte Bedenken haben und den 

Gesetzgeber zur Nachbesserung auffordern und man nicht dann gleich zum Trotz 

sagt, wir liefern überhaupt niemanden mehr aus. Ich verstehe, dass Sie dort politisch 

gesehen unter starkem Druck sind, aber ich fände es für die Entwicklung des Rechts 

in Europa, für die Rechtsentwicklung des Strafrechts besser, man würde die 

systematische Debatte anfangen, sie hat noch überhaupt nicht angefangen, das 

corpus juris-Modell, was hier gehandelt hat, das ist ja mehr ein Witz. Das ist das 

Interesse der Kommission gewesen, die wirtschaftsstrafrechtlichen Zusammenhänge 

auf dem Verwaltungsrechtswege zu regeln. Es findet keine Debatte über Prinzipien 

des Strafrechts in Europa statt. Und die Europäer hätten allen Anlass und allen 

Grund, die rechtlichen Prinzipien, die hier seit Jahrhunderten erkämpft sind und die 

Europa einigen eigentlich, heraus zu stellen und zu sagen, wir sind für ein starkes 

Gesetzlichkeitsprinzip, wir sind für ein starkes Legalitätsprinzip, wir sind für Prinzipien 

des fair trial im Verfahren und darüber muss erst einmal Einigkeit bestehen und eine 

Debatte angehen. Vielen Dank. 

 

Vorsitzender Andreas Schmidt (Mülheim): Vielen Dank, Herr Professor Albrecht. 

Jetzt abschließend Herr Dr. Ahlbrecht auf die Fragen von Frau Leutheusser-

Schnarrenberger, von Herrn Montag und von Herrn Gehb. 

 

Dr. Heiko Ahlbrecht: Zunächst auf die Frage von Frau Leutheusser-Schnarrenberger, 

wie man den § 80 IRG-E praktikabel handhaben kann. Also, jeder, der mit 

Auslieferungsverfahren ein bisschen zu tun hat, weiß, dass das natürlich der 
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Kernpunkt sein wird, wo man sich darüber streitet, Inlandsbezug, Auslandsbezug und 

Mischfälle. Mischfälle vielleicht deswegen gerne, weil man dann wieder an die 

beiderseitige Strafbarkeit rankommt, was auch ein eleganter Weg wäre. Aber Spaß 

beiseite. Ich meine, dass der Ansatz über § 9 StGB der richtige Ansatz ist. Genauer, 

sogar noch der Ansatz über die Tathandlung und nicht über den Taterfolg. Damit 

müsste man eigentlich gut arbeiten können. Mir kam die Idee, die hatte ich erst letzte 

Nacht, und deshalb müsste man die eigentlich noch einmal überdenken, ob das 

machbar ist, bei § 9 StGB nur auf die Tathandlung und nicht auf den Taterfolg 

abzustellen, wenn man herausfinden will, wo ist die Tat begangen worden. Also, das 

bitte ich unter dem Vorbehalt zu sehen, diese Einschätzung. Das wird natürlich dann 

schwierig, wenn die von Ihnen angeführten oder thematisierten Taten mit 

Doppelbezug zu beurteilen sind, darüber habe ich nämlich im Moment gerade 

nachgedacht, das bleibt dann immer noch schwierig.  

Zu Herrn Montag. Zur Ausländerregelung. Ich habe gerade noch einmal 

nachgesehen. Ich kenne keine Entscheidung, wo es großartige Probleme gab. Es 

gab nur einen Ausreißer, einen Münchener Eigenweg, in dem zwischenzeitlich mal 

behauptet wurde, ich zitiere: Insbesondere ist die kinderlose Lebensgemeinschaft mit 

einer deutschen Staatsangehörigen keine familiäre Lebensgemeinschaft. Na ja, aber 

ich glaube, das war auch eine einzelne Singulärentscheidung, es gab OLG-Richter, 

die mir diese Entscheidung gar nicht zur Verfügung stellen wollten, weil sie ihnen 

selbst peinlich war, selbst wenn es nicht das eigene OLG war. Aber gut. Ansonsten 

sind mir keine Schwierigkeiten mit dieser Art bekannt. Wir hatten schon mal darüber 

gesprochen, dass man die Novellierung im Ausländerrecht natürlich sprachlich 

anpassen müsste. Aber letztlich ist es auch eine politische Entscheidung. Ich habe 

schon das Argument der Frage der Integration gehört. Es ist vielleicht wirklich am 

Ende eine politische Entscheidung. Aber Schwierigkeiten sind mir nicht bekannt.  

Zweiter Punkt. Die normative Ungebundenheit. Ich möchte an dieser Stelle als 

allererstes, als Prolog, noch eine Lanze für die Vertreter im Bundesjustizministerium 

brechen, die der Auffassung waren, dass man hier nicht mit diesem Entwurf vorwärts 

kommt, sondern mit anderen, umfassender geänderten Entwürfen und auch mit 

solchen Entwürfen, die möglicherweise die Abschaffung des Bewilligungsverfahrens 

vorsehen. Wenn man nämlich, und da leite ich, glaube ich, ein bisschen auf Ihre 

Frage über, wenn ich Sie richtig verstanden habe. Wenn man das 

Bewilligungsverfahren abschafft, die fakultativen Bewilligungshindernisse in 
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Zulässigkeitsverfahren übernimmt, habe ich keine Probleme mit der Abschaffung des 

Bewilligungsverfahrens erstens und zweitens, wenn es noch ein 

Bewilligungsverfahren geben sollte, dann wüsste ich nicht, woran ich dann noch 

Interesse habe an der Entscheidung. Ich sehe aber auch keine außenpolitischen 

Aspekte. Und ich weiß, dass im Bundesjustizministerium, die Auffassung vertreten 

wurde, dass man das so handhabt. Ich meine, das wäre ein praktikablerer Weg 

gewesen. Nochmals zu der normativen Ungebundenheit. Man muss sich mal 

vergegenwärtigen, Deutschland ist der Musterknabe mit seinem Umsetzungsgesetz 

bis zur Aufhebung gewesen. Es gibt Länder, die machen die dubiosesten 

Geschichten. Das stellt die Kommission in ihren Zwischenberichten auch regelmäßig 

fest. Also Angst hätte ich als deutscher Gesetzgeber nicht davor, hier eigene 

Regelungen einzuführen. Überhaupt nicht. Italien ist ein gutes Beispiel. Die prüfen 

bei italienischen Staatsangehörigen natürlich die beiderseitige Strafbarkeit. Aber das 

ist ein Riesenkatalog an objektiv feststellbaren Abweichungen, Verschärfungen 

gegenüber dem Rahmenbeschluss. Also dann könnte eigentlich fast jeder EU-

Mitgliedstaat sanktioniert werden. Also davor hätte ich keine Angst als Gesetzgeber. 

Aber ich kann nicht beurteilen, wie scharf die Sanktionen da ausfallen. Das kann ich 

europarechtlich nicht so gut beurteilen. Ich weiß nicht, ob ich Ihre Frage damit 

abschließend beantwortet habe. 

 

Dr. Jürgen Gehb (CDU/CSU): Wenn man die Bewilligungsentscheidung ganz weg 

haben will. Im Grunde genommen ist es doch so, das ist ja eine zweite Möglichkeit, 

dass nicht ausgeliefert wird. Im Grunde ist es ja per se eine Besserstellung. So, und 

was macht es eigentlich aus, wenn ich im Vorfeld schon sage, 

Bewilligungshindernisse, die gibt es nicht und sie praktisch in einem Aufwasch vom 

Oberlandesgericht zusammen mit der Entscheidung über die Zulässigkeit prüfen 

lasse? Wenn Sie sagen, lassen sie sie ganz wegfallen, da gibt es natürlich auch 

keinen Verstoß gegen Artikel 19 Abs. 4 GG, dass man sagt, das muss anfechtbar 

sein, wenn es gar nicht so eine Entscheidung gibt. Aber sie ist ja an sich angelegt auf 

eine Besserstellung, dass man sagt, eigentlich ist die Auslieferung zulässig, aber es 

gibt Bewilligungshindernisse und deswegen frage ich mich, weil Sie das in Ihrem 

Kurzgutachten geschrieben haben, wo Sie sozusagen, außer dass es vielleicht ein 

bisschen dilettantisch formuliert ist oder so, wo Sie die Probleme sehen? 
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